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Doppeljubilaum:
70 Jahre Grundgesetz - 70 Jahre Walhalla Fachverlag

Am 23. Mai 2019 ist das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
70 Jahre alt. Es ist das Fundament unseres Staates, unseres Zusammen-
lebens, in dem es die grundlegenden Prinzipien wie Demokratie, Rechts-
und Sozialstaat festlegt.

An den Anfang des Grundgesetzes hat der Verfassungsgeber bewusst die
Grundrechte gestellt; sie beginnen mit den Sitzen in Art. 1: ,Die Wiirde
des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schiitzen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Es folgen weitere wichtige Rechte
wie etwa das Grundrecht auf Leben, auf Gleichheit vor dem Gesetz,
Glaubens- und Bekenntnisfreiheit, Meinungsfreiheit, die Versammlungs-
freiheit, das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis, das Recht auf freie
Berufswahl und das Eigentumsrecht. Diese Grundrechte (Art. 1-19) sind
Kernbestandteil unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung.

In einer immer vielfiltiger werdenden Gesellschaft sind diese Frei-
heits- und Gleichheitsrechte fundamental fiir ein friedliches Zusam-
menleben und ein demokratisches Miteinander.

Kennen Sie aber Thre Grundrechte wirklich? Wissen Sie, was ,Mei-
nungsfreiheit“ umfasst und wo die Grenzen sind? Und was ist mit dem
Recht auf informelle Selbstbestimmung eigentlich gemeint?

Diese und viele weitere Fragen mochten wir mit dieser ,,Jubilaumsaus-
gabe“kldren. Da der runde Geburtstag des Grundgesetzes in das gleiche
Jahr fdllt wie unsere Verlagsgriindung, haben wir Thnen mit diesem
Buch eine Arbeitshilfe zusammengestellt — natiirlich in gewohnter
LWALHALLA-Qualitdt“: Fachwissen praxisnah und einfach erklart!

Wir danken unserem Autor Prof. Dr. Schade, dass wir die Erklarungen
der Grundrechte seinem Kommentierungsband ,,Grundgesetz mit Kom-
mentierung® entnehmen durften. Prof. Dr. Schade war Verfasser zahl-
reicher Fachbiicher fiir Politik und Geschichte und ein Kenner unseres
Verfassungsrechts. Er hatte zuletzt eine Gastprofessur an der Univer-
sitdt Magdeburg inne. Als Lehrender war es stets sein Bestreben, kom-
plizierte Sachverhalte verstédndlich und praxisgerecht darzustellen.
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Wer mehr iiber unseren Verlag und dessen Geschichte erfahren méchte,
dem sei unsere Homepage ans Herz gelegt. Unsere Entwicklung vom
Nachkriegsverlag hin zu einem modernen Medienhaus — wir zdhlen
heute zu den 100 grofSten Verlagen des Landes - kann in unserer Ver-
lagschronik nachgelesen werden: www.WALHALLA.de/verlagschronik

Thr WALHALLA Fachverlag



Die Grundrechte

Der in diesem Buch dargestellte Grundrechtskatalog gehort zum unver-
zichtbaren Kernbestand der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung Deutschlands.

Die Grundrechte werden {iblicherweise eingeteilt in die:

1. Freiheitsrechte, das sind die historisch dltesten, die auch Abwehrrechte
(gegen den Staat) genannt werden,z. B.in Art. 2,

2. Gleichheitsgrundrechte,z.B.in Art. 3 und die

3. Leistungsgrundrechte,z.B.in Art. 6.

Die Grundrechte spiegeln eine objektive Wertordnung wider, die als
Richtschnur fiir alles staatliche Handeln gilt. Einige von ihnen sind
auch sog. institutionelle Gewdhrleistungen, d. h. der Staat muss die be-
treffende Rechtsform erhalten und schiitzen, z. B. das Privateigentum
(Art. 14).

Umstritten ist die sog. Drittwirkung der Grundrechte, inwieweit gelten
sie also nicht nur in den Beziehungen zwischen der 6ffentlichen Hand
und dem einzelnen Biirger, sondern auch im Rechtsverkehr der Privatper-
sonen untereinander. Nach dem Wortlaut des Grundgesetzes (GG) scheint
eine unmittelbare Drittwirkung z. B. bei Art. 9 Abs. 3 Satz 2 vorzuliegen,
nachdem Abreden zur Einschrankung der Koalitionsfreiheit rechtswidrig
sind. Die herrschende Meinung spricht mehr von einer mittelbaren Dritt-
wirkung oder Ausstrahlungswirkung fiir das Privatrecht, z. B. flir die Inter-
pretation zivilrechtlicher Generalklauseln wie etwa dem Treu und Glau-
ben in § 242 des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB). Man spricht auch von
einer solchen auf Privatvertridge, wenn Frauen gegeniiber Mdnnern auf-
grund ihres Geschlechts nicht benachteiligt werden diirfen.

Kein Grundrecht gilt absolut und uneingeschréankt. Die wichtigsten
Schranken sind:

1. Der Gesetzesvorbehalt, nach dem das Nahere durch ein Gesetz geregelt
wird, z. B.Art. 4 Abs. 3. Dabei hat der Gesetzgeber den Grundsatz der
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VerhaltnismaBigkeit zu beriicksichtigen. In diesen Bereich fallen auch
Gesetze liber ,besondere Gewaltverhaltnisse®, z. B. bei Beamten und
Soldaten.

2. Verfassungsimmanente Schranken, was bedeutet, dass ein Grundrecht
begrenzt wird, weil es mit einem Grundrecht eines anderen kollidiert.
Dabei muss eine Gliterabwagung im Einzelfall erfolgen, welches
Grundrecht das hoherrangige ist. So muss das Recht auf freie Reli-
gionsausiibung des einen zurlicktreten, wenn es um den Schutz
des Lebens eines Dritten geht, z. B. die von den Eltern verweigerte
Bluttransfusion fir ihr lebensgefahrlich erkranktes Kind.

3. Verfassungsrechtskollision, bei der ein Grundrecht mit einem anderen
Verfassungsgebot in Widerspruch gerat, wie z. B. die Anerkennung der
Enteignungen zwischen 1945 und 1949 durch die Sowjetunion, um
auf diese Weise ihre Zustimmung zur Wiedervereinigung von 1990 zu
erhalten - unbeschadet der historisch offenen Frage, ob die sowjetische
Siegermacht tatsachlich dies als unabdingbar angesehen hat.

Grundrechte binden die gesamte offentliche Hand als Grundrechtsver-
pflichteten, der diese zu beachten hat. Sie verlangen vom Staat, diese
Grundrechte zu schiitzen.

Grundpflichten kennt das GG, was vielfach als Mangel empfunden
wird, im Gegensatz zu der Fiille von Grundrechten nur wenige. Sie sind
in den Art. 5, 6, 12, 12a und 14 genannt.
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Art. 1 [Schutz der Menschenwiirde]

Der Art. 1 enthalt drei Aussagen:

Die Unantastbarkeit der Menschenwiirde.

Das Bekenntnis zu den Menschenrechten als Grundlage menschlicher
Gemeinschaft.

Die unmittelbare Bindung aller staatlichen Gewalt an die Grundrechte.

Art. 1 Abs. 1 GG - Unantastbarkeit der Menschenwiirde

Die Wiirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schiitzen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Die Wiirde des Menschen gilt als der schlechthin oberste Wert. Das GG
hat damit die wichtigste wertsetzende Entscheidung getroffen.

Der Art. 1 Abs. 1 gehort zu den tragenden Verfassungsgrundsitzen
und hat elementare Bedeutung fiir alle anderen Bestimmungen des GG.

Er ist zugleich eine grundsitzliche Entscheidung iiber Rechtferti-
gung und Auftrag aller staatlichen Gewalt. Mit ihm wird ausgedriickt,
dass dem Staat kein Primat vor der Menschenwiirde zukommt, dass
diese nicht von ihm verliehen wird, sondern vorstaatlich gegeben
ist.

Die Formulierung ist auch aus der historischen Erfahrung zu begrei-
fen. Mit ihr sollte eine Ab- und Umkehr vom nationalsozialistischen
,Fahnenspruch“:,Du bist nichts, Dein Volk ist alles“ vollzogen werden.

Mit diesem Grundrecht wird jedermann ein Abwehrrecht gegen die
staatliche Gewalt und ein Schutzauftrag garantiert, der den Staat ver-
pflichtet, den Einzelnen vor Verletzung der Menschenwiirde durch
andere zu bewahren.

Praktisch wirksam wird der Abs. 1 in aller Regel nur in Verbindung mit
den nachfolgenden Grundrechten, die als Ausformulierung und Kon-
kretisierung des Art. 1 betrachtet werden, durch den die Wiirde des
Menschen als hochster Wert in den Mittelpunkt des gesamten Rechts-
systems gestellt wird.
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Der Begriff Menschenwiirde ist nicht klar definierbar. Er ist gepragt
vom Menschenbild des GG. Danach ist jeder Mensch eine einmalige
und unverwechselbare Personlichkeit, aber nicht als selbstherrliches
Individuum, sondern in einer Gemeinschaft lebend und ihr verbunden
und verpflichtet. Andererseits ist der Mensch aber nicht nur Teil eines
Kollektivs.

Eine positive Bestimmung des Schutzbereiches der Menschenwiirde
— was gehort konkret-inhaltlich zur Menschenwiirde — konnte bis-
her nicht formuliert werden. Man kann somit das Prinzip der Men-
schenwiirde nicht verbindlich interpretieren, sondern muss sich da-
mit begniigen, zu sagen, dass ein bestimmtes Verhalten dagegen
verstofit.

So wird deshalb versucht, sie mit einer sog. Negativdefinition begriff-
lich zu erfassen, wie: ,Die Menschenwlirde ist verletzt, wenn ... Sie gilt
prinzipiell dann als verletzt, wenn der Mensch zum blofsen Objekt
gemacht wird.“

Wird Menschenwiirde als Maf3stab fiir eine Entscheidung genommen,
verwendet das Gericht diese sog. Objektformel. Sie besagt — in Anleh-
nung an den deutschen Philosophen Immanuel Kant (1724-1804) -,
dass ein Mensch niemals zum Objekt bzw. zum blofsen Mittel zum
Erreichen eines bestimmten Zweckes herabgewiirdigt werden darf.
Andererseits kann damit nur eine Richtung des richterlichen Ermes-
sens angedeutet werden, denn unvermeidbar ist der Mensch nicht nur
selbst entscheidendes und handelndes Subjekt, sondern auch Objekt
der gesellschaftlichen Verhiltnisse und der Rechtsordnung, der er sich
beugen muss.

Eine allgemein oder gar ,ewig” geltende Bestimmung der Menschen-
wiirde ist schon deshalb unmoglich, weil die Auffassungen dariiber
dem Wandel des Zeitgeistes unterliegen, der wiederum von den gesell-
schaftlichen Umstédnden bestimmt wird.

Beispiele:
> Sklaverei ist weltweit gedchtet, auch wenn dagegen durch Menschen-
handel im Zusammenhang mit Prostitution immer wieder verstofsen
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wird. Das menschenunwirdige Leben in den Elendslums der Armuts-
lander wird allerdings millionenfach stillschweigend hingenommen.

> Das Abtasten von Flugpassagieren beim ,Check-in“bis in den Intimbe-
reich, fruher als unertragliche Verletzung des Personlichkeitsrechts
betrachtet, wird aus Griinden der Sicherheit taglich tausendfach klag-
los geduldet.

Die Unantastbarkeit besagt, dass der Mensch gegen Angriffe auf seine
Wiirde abgeschirmt und vom Staat beschiitzt werden muss.

Beispiele:

> Der selbstverschuldet Obdachlose hat Anspruch auf ein Existenz-
minimum, das ihm wenigstens erlaubt, wenn auch in bescheidenen
Verhaltnissen, ein noch gerade menschenwtirdiges Dasein zu fristen.

> Der gefahrliche Gewohnheitsverbrecher darf bei ansonsten strengen
Sicherheitsvorkehrungen nicht wie ein Hofhund mit einer Kette an
die Zellenwand angebunden werden.

Die Menschenwiirde kann niemals aberkannt werden. Nicht einmal
freiwillig kann ein Mensch darauf verzichten.

Beispiel:
Auch aus eigenem Antrieb kann sich niemand zur Leibeigenschaft ver-
pflichten.

Grundrechtstrdger
Art. 1 entfaltet seine wichtigste Wirkung in Verbindung mit dem Recht
auf Leben. Denn Trdger der Menschenwiirde kann nur der lebende
Mensch sein, auch wenn Verstorbene mit dem Straftatbestand der ,,Ver-
unglimpfung des Andenkens Verstorbener® (§ 189 StGB) einen gewis-
sen eingeschrinkten Schutz geniefien.

Grundrechtstréager ist nicht nur die natiirliche Person, sondern schon
das befruchtete Ei einer Frau. Mit dieser Entscheidung des BVerfG zum
Schwangerschaftsabbruch ist der Lebensbeginn definiert worden —
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jenseits kontroverser medizinischer, biologischer und philosophischer
Diskussionen, bei denen z. B. der Zeitpunkt der Einnistung der befruch-
teten Eizelle (Nidation) als Lebensbeginn betrachtet wird (ndheres
dazu in der Kommentierung zu Art. 2 Abs. 2).

An mehreren Problemen entziindet sich die kontroverse Diskussion,
welche Konkretisierung der Begriff vor allem in Verbindung mit dem
Recht auf Leben (Art. 2 Abs. 2) hat:

1. Klonen, also die kiinstliche, ungeschlechtliche Vermehrung genetisch
voll identischer Lebewesen, ist in Deutschland bei Menschen als mit
der Menschenwirde absolut unvereinbar verboten.

2. Prdimplantationsdiagnostik (P1D) ist ein medizinisches Verfahren,
bei dem ein in der sog. Petrischale befruchtetes Ei auf magliche
Erkrankungen untersucht wird, bevor es in die Gebarmutter
(Nidation) eingesetzt oder ggf. beseitigt wird. Nach der derzeitigen
Gesetzeslage ist die PID in Deutschland im Prinzip verboten, darf
aber angewandt werden, wenn aufgrund der genetischen Veranlagung
mit schweren Erbkrankheiten zu rechnen ist. Eine ,Zeugung auf Probe®,
um feststellen zu kdnnen, ob das gewunschte Kind etwaige Miss-
bildungen korperlicher oder geistiger Art haben konnte, ist
unzulassig.

3. Folter.Sie ist die Androhung oder gar Anwendung von korper-
lichen und/oder schweren psychischen Schmerzen zur Erzwingung
einer Aussage. Im Vélkerrecht ist gemafs Art. 3 der Europdischen
Menschenrechtskonvention, die auch Deutschland ratifiziert hat, das
unmissverstandliche absolute Verbot zu finden:,Niemand darf der
Folter oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen
werden.“ Das gilt auch fiir den Kriegs- und Notstandsfall. So herrscht
in Deutschland ein generelles und uneingeschranktes Folter-
verbot, das vom Gesetz her nicht relativiert, also abgeschwacht
werden darf. Schon die Androhung verstot gegen Art. 1 Abs. 1
in Verbindung mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 (s. dort). Damit kann es aber
zu einer Grundrechtskollision kommen, bei der zwei gleiche bzw.
gleichwertige Grundrechte im Widerspruch zueinander stehen. Der
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Soziologe Niklas Luhmann hat die Problematik des absoluten Verbotes
am Beispiel des ,Tickingbomb-Szenarios“ zu veranschaulichen ver-
sucht.

Beispiel:

Ein Terrorist weigert sich, der Polizei das Versteck der mit einem Zeit-
zlinder versehenen Atombombe zu verraten. Darf, ja muss jetzt nicht

wegen der Schutzpflicht des Staates gefoltert werden, um das Leben
von vielen Menschen zu retten? Das Grundrecht vieler Menschen auf
Leben kollidiert hier mit den Grundrechten des Taters.

Die Problematik der Rettungsfolter soll an einem weiteren — in den
1990er Jahren heftig diskutierten — Beispiel, den Fall Daschner ver-
anschaulicht werden:

Beispiel:

Der Frankfurter Polizeivizeprasident Wolfgang Daschner hatte dem
verhafteten Entflihrer des 12-jahrigen Jacob von Metzler schmerzhafte
Folter angedroht, wenn er nicht das Versteck des Entflhrten verraten
wiurde. Die Polizei wusste nicht, dass der Junge bereits getotet war,
musste aber beflirchten, dass er in hochster Lebensgefahr schwebte.

Das Frankfurter Landgericht sprach den Polizeichef zwar schuldig, ver-
urteilte ihn aber zu einer fast nur noch symbolischen Strafe: Verwarnung
mit Strafvorbehalt. Die Androhung von Schmerzen sei zwar vom Recht
nicht gedeckt, aber Daschners Verhalten habe eine ,gewisse Nahe zu
Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgriinden® Die Verteidigung hatte
mit Rettungsfolter argumentiert, die Folterandrohung sollte der Rettung
des Kindes, somit zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr, dienen. Da
Staatsanwaltschaft und Verteidigung beide auf die Einlegung von
Rechtsmitteln (Berufung, Revision) verzichteten, wurde das Urteil rechts-
kraftig und wird daher auch nicht dem BVerfG zur endgultigen Wertung
der Folterandrohung vorgelegt.
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Das Urteil, so milde es in seinem Ergebnis war, hat heftige, kontrovers
ausgetragene Diskussionen ausgelost. Etwas vereinfacht formuliert,
kann man die gegensitzlichen Auffassungen auf einen Kernpunkt
reduzieren:

Die Wiirde des Téters mit seinem Anspruch, frei von Folterandrohung
seine Aussage machen zu konnen, steht gegen die schon verletzte
Wiirde des Opfers. Denn zum Zeitpunkt der Vernehmung war der Junge
bereits seiner Freiheit beraubt, ein Wesenselement der Freiheit. Dass er
bereits tot war, wusste — wie gesagt — die Polizei zu diesem Zeitpunkt
nicht und konnte es nicht wissen. Was sie aber den Umstidnden nach
annehmen konnte, war, dass eine unmittelbare Gefdhrdung von Leib
und Leben vorliegt. Damit kollidieren die Rechte des Taters auf Wiirde
mit den Rechten des Opfers auf Wiirde/Leben.

Die Sichtweise der Vertreter absoluter, niemals und unter gar keinen
Umstdnden relativierbarer Normen, eben des Folterverbots, kommt
dabei zu einem unentschiedenen Patt. Legt man aber grundsétzlich
die Perspektive fest, dass der rechtstreue Biirger gegeniiber dem Un-
rechtstéter einen vorrangigen Anspruch auf Schutz von Leben und
Wiirde hat, ergibt sich zwingend, dass der Opferschutz vor dem Téter-
schutz rangieren muss. Dann hat sich die Rechtsordnung im Kon-
fliktfall auf die Seite des Opfers zu stellen, sonst wird Recht zu Unrecht.
Ein Staat mit dem Anspruch auf das Strafmonopol verliert seine Legi-
timation, wenn er diesen strafbewehrten Schutz rechtlich nicht gewdh-
ren will.

Tritt der Ernstfall ein, wie etwa ein von Terroristen mit Passagieren
entfiihrtes Flugzeug, das offensichtlich fiir einen Anschlag genutzt
werden soll, dann gilt der grundrechtliche Lebensschutz nicht nur den
Geiseln an Bord, sondern auch den moglichen Opfern am Boden. Dieser
Konfliktfall kann nicht im Vorhinein vom Gesetzgeber gelOst, sondern
nur als ungeschriebenes Notstandsrecht durch die rettende Tat des
Abschusses selbst gerechtfertigt werden.
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Art. 1 Abs. 2 GG - Grundlage menschlicher Gemeinschaft

Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveraufier-
lichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft,
des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

Diese Bestimmung hat eine deklaratorische Bedeutung, d. h. mit ihr
wird ein Bekenntnis zu den allgemein anerkannten Menschenrechten
abgelegt, wie sie z. B. in der Europdischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und der Grundfreiheiten von 1950 niedergelegt ist.
Die Konvention erhélt damit allerdings nicht Verfassungsrang.

Der Art. 1 Abs. 2 ist gleichzeitig Teil des Bekenntnisses zum Frieden
und zum internationalen Zusammenleben.

Beispiel:

Eine konkrete Folge dieses Bekenntnisses kann u.a.im Verbot des
Angriffskrieges gesehen werden.

Art. 1 Abs. 3 GG - Bindung staatlicher Gewalt

Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Mit ,nachfolgenden Grundrechten® sind nicht nur die in diesem Buch
abgedruckten Grundrechte gemeint, sondern auch die iibrigen im GG
gegeniiber der Staatsgewalt eingerdumten Rechte, z. B. der Anspruch
auf rechtliches Gehor.

Der Art. 1 Abs. 3 enthilt die sog. Bindungswirkung. Mit ihr wird deut-
lich, dass die individuellen Grundrechte eben nicht nur eine staatliche
Absichtserkldrung darstellen, sondern geltendes und stdndig anzu-
wendendes Recht sind. Keine der drei Staatsgewalten darf irgendetwas
tun oder unterlassen, was im Widerspruch zu den Grundrechten steht.
Damit soll z. B. eine willkiirliche Verhaftung ebenso ausgeschlossen
werden wie die fehlende polizeiliche Hilfe bei einer Geiselnahme.
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Der Ausdruck ,,unmittelbar geltendes Recht® besagt, dass der Biirger
diese Rechte notfalls gerichtlich durchsetzen kann. Die Bindung der
Staatsgewalten an die Grundrechte macht den Staat zum sog. Grund-
rechtsverpflichteten gegeniiber dem Einzelnen.

Beispiel:

Wie konkret die Bindungswirkung des Art. 1 ist, zeigte der Bundes-
gerichtshof (BGH) in einem Urteil aus dem Jahre 1964. Ein Schulleiter
hatte angeblich oder tatsachlich intime Beziehungen zu einer seiner
Lehrerinnen unterhalten. Ihr Tagebuch schien dies zu beweisen. Das
Landgericht hielt dies als Beweismittel fur zuldssig. Die oberste
Revisionsinstanz, der BGH, aber verwarf das Urteil unter deutlicher
Richterschelte. Auch wenn das Tagebuch - wie geschehen - der Behérde
unaufgefordert von dritter unberechtigter Seite Ubermittelt wurde,
durfte es nicht im Prozess verwendet werden. In einem solchen Fall
hat der ,Schutz der Privatsphare®Vorrang gegenuber dem Interesse der
Strafverfolgung. Zur Menschenwiirde gehort gerade auch die Unantast-
barkeit des Intimbereichs mit seinen Phantasien, Wiinschen, Hoffnungen
und Erinnerungen.

Da es prinzipiell keine unmittelbare Drittwirkung der Grundrechte
gibt, kann ein Grundrecht keinen selbststandigen Anspruch einer Pri-
vatperson gegen eine andere begriinden.

Beispiel:

Ein Hausbewohner ohne Auto kann nicht unter direkter Berufung

auf das Grundrecht der korperlichen Unversehrtheit (Art. 2) den Nach-
barn wegen der giftigen Abgase aus dessen Auto verklagen. Wohl aber
hat er u. U. ein Recht, vom Staat zu verlangen, dass dieser durch gesetz-
liche Bestimmungen fir hinlanglichen Gesundheitsschutz sorgt, indem
etwa nur noch PKW mit emissionsfreien Antrieb zugelassen werden.

Andererseits kann bei Vertriagen die sog. mittelbare Grundrechtsbin-
dung wirksam werden. In Verbindung mit §§ 242 und 826 BGB kann von
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den Grundrechten eine Ausstrahlungswirkung bis zu Privatvertriagen
durchschlagen, d. h. auch die Vertragsfreiheit wird durch die Grund-
rechte begrenzt.

Beispiel:

So hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) die Kiindigung einer muslimischen
Verkauferin in der Parfimerieabteilung eines Kaufhauses, die auch wah-
rend der Arbeitszeit ein Kopftuch tragen wollte, aufgehoben. Das Recht,
den Glauben bekunden zu konnen, habe Vorrang vor dem vom Kaufhaus
vermuteten Umsatzriickgang. Das Urteil stellt einen Eingriff in die Frei-
heit des Arbeitsvertrages dar, denn grundsatzlich ist es dem Arbeitgeber
gestattet, eine Kleiderordnung fiir die Geschaftszeit vorzuschreiben, z. B.
Folkloretracht fir das Bedienungspersonal in einem stark von Touristen
besuchten Restaurant (vgl. Beispiel zu Art. 4 Abs. 2).
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Art. 2 [Personliche Freiheit]

Dieser Artikel enthalt vier Grundrechte:
Personlichkeitsentfaltung

Leben

Unversehrtheit

Freiheit.

Art. 2 Abs. 1 GG - Personlichkeitsentfaltung, Handlungsfreiheit

Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Personlichkeit, soweit er
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmafiige
Ordnung oder das Sittengesetz verstofit.

Der Art. 2 Abs. 1 wurde zu einem sog. Haupt- und Auffanggrundrecht,
das alles umfasst, das nicht durch spezielle Grundrechte beschrieben
ist. In diesem Artikel sind zwei Rechte miteinander verwoben, die all-
gemeine Handlungsfreiheit und das allgemeine Persénlichkeitsrecht.
Diese Bestimmung gilt gegeniiber den konkret ausformulierten Frei-
heitsrechten als subsididr, d. h. sie kommt nur zum Zuge, wenn ein spe-
zielles Freiheitsrecht wie etwa die Meinungsfreiheit nicht zu greifen
vermag.

Das Personlichkeitsrecht gewahrleistet die Eigenentfaltung und gibt
Schutz zur Selbstverwirklichung. Zu den Schutzgiitern zdhlt insbeson-
dere die

> Privat-und Intimsphare,

> personliche Ehre und

> informationelle Selbstbestimmung®, d. h. selbst entscheiden zu kdnnen,
welche personenbezogenen Daten preisgegeben werden dirfen.

Das BVerfG hat am 27. Februar 2008 sozusagen ein neues Grund-
recht geschaffen, ndmlich die ,,Gewihrleistung der Vertraulichkeit und
Integritit informationstechnischer Systeme®. Online-Durchsuchungen



Art. 2 [Personliche Freiheit] | 21

privater Festplatten sind nur in sehr engen Grenzen erlaubt, weil der
unantastbare Kernbereich privater Lebensgestaltung geschiitzt bleiben
muss (vgl. Kommentierung zu Art. 10).

Der Schutzbereich dieses Grundrechts hinsichtlich der Handlungs-
freiheit ist weit gestreckt, ndmlich u. a. auf:

» Die Vertragsfreiheit, d. h. frei zu entscheiden, mit wem man welchen
Vertrag bei prinzipiell freier inhaltlicher Ausgestaltung abschlieRen
will.

> Die Unternehmens- und Gewerbefreiheit, d. h. es ist jedem Uberlassen,
ob er sich als Selbststandiger betdtigen will und welches Gewerbe er
ausuiben mochte.

> Die Wettbewerbsfreiheit, d. h. das Recht, jederzeit gegen andere Unter-
nehmen auf dem Markt als Konkurrent aufzutreten.

> Die Freiheit der Wahl von Ausbildungs-, Berufs- und Arbeitsplatz ein-
schliedlich der Freiheit,,nichts*zu tun.

> Das sexuelle Selbstbestimmungsrecht innerhalb oder aufierhalb
der Ehe, freie Gattenwahl und freie Entscheidung dariber, ob die
Ehe kinderlos bleiben soll oder nicht. Auch homo- und bisexuelles
Verhalten gehort zu diesem Freiheitsrecht.

> Die Freiheit, liber das eigene aufere Erscheinungsbild selbst zu ent-
scheiden.

» Das Recht, schlicht,in Ruhe gelassen“zu werden, sich weder um Nach-
barn noch um offentliche Belange zu kimmern und z. B. nicht zur Wahl
zu gehen.

> Die Freiheit, selbstgefahrdende Sportarten zu betreiben, z. B. Drachen-
fliegen.

Generell wird jedes menschliche Tun oder Unterlassen geschiitzt, so-
fern es nicht die Rechte anderer verletzt, gegen die verfassungsmafiige
Ordnung oder das Sittengesetz verstofst. Umstritten ist, ob das Grund-
recht auch ein Recht zur Selbsttotung enthilt

Das GG geht aus von der Gemeinschaftsgebundenheit des Menschen.
Das gebietet, die ,,Rechte anderer* zu respektieren.
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Beispiel:

Zum Recht auf Personlichkeitsentfaltung gehort nicht, auf U-Bahn-
Stationen rauchen zu dirfen. Ein staatliches oder gemeindliches Verbot
ist daher zulassig.

Die wichtigste Grundrechtsschranke ist die verfassungsmaifSige Ord-
nung. Darunter ist die Gesamtheit aller Rechtsnormen zu verstehen,
somit nicht nur Gesetze, sondern auch Verordnungen, gemeindliche
Satzungen und u. U. sogar Gewohnheitsrecht. Allerdings wird diese
Schranke wiederum dadurch begrenzt (eine sog. Schranken-Schranke),
dass jede Beeintrdchtigung dem Grundsatz der VerhdltnismdfSigkeit
unterliegt.

Beispiel:

Wer mit seinem Geldndewagen quer durch ein Landschaftsschutzgebiet
braust, kann sich nicht darauf berufen, auf diese Weise nur seine person-
lichkeitsbedingte Abenteuerlust zu entfalten. Auch der besessene Pianist
muss die Hausordnung beachten, nach der das Klavierspielen zwischen
12 und 15 Uhr untersagt ist.

Einschrinkungen sind auch zuléssig, wenn andere Rechtsgiiter Vorrang
haben.

Beispiel:

Die Pflicht zum Fiihren eines Fahrtenbuches kann auferlegt werden, wenn
nur so der Tater bei Verkehrsdelikten ermittelt werden kann, weil mehrere
Personen denselben PKW benutzen. Motorradfahrer kdnnen verpflichtet
werden, einen Sturzhelm zu tragen. Das Recht, sich selbst gefahrdend zu
fahren, muss der Pflicht des Staates, Leben zu schiitzen, weichen.
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Art. 2 Abs. 2 GG - Recht auf Leben, korperliche Unversehrtheit

Jeder hat das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit. Die Freiheit
der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes
eingegriffen werden.

Auch dieser Absatz enthilt sowohl ein subjektives Abwehrrecht gegen
staatliche Eingriffe wie auch die Pflicht des Staates, den Einzelnen vor
rechtswidrigen Eingriffen anderer zu bewahren. Das Recht auf Leben
»stellt innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung einen Hochstwert
dar” (BVerfG). Ob eine Pflicht besteht, den Einzelnen vor sich selbst zu
schiitzen, ist zweifelhaft, es sei denn, der Betreffende ist nicht mehr in
der Lage, selbstverantwortlich zu entscheiden.

Beispiel:

Praktische Bedeutung gewinnt diese Frage, wenn entschieden werden
muss, ob hungerstreikende Strafgefangene zwangsernahrt werden
mussen. Weil es kein Grundrecht auf Freitod gibt, kann die Zwangs-
ernahrung nicht unzuldssig sein. Andererseits ist nicht erkennbar, dass
es grundrechtlich geboten ist, einen Menschen, der sich im vollen
Bewusstsein der todlichen Folgen entscheidet,,bis zum Ende“zu
hungern,zwangsweise zu ernahren.

Zum Recht auf Selbstbestimmung im Leben gehort auch das Recht,
das eigene auszuloschen: der Freitod oder wie er umgangssprachlich
genannt wird, der ,,Selbstmord®. Dieser Begriff ist schlicht falsch, denn
so gut wie nie ist bei der Selbsttotung ein Kriterium des Mordtatbestan-
des (niedriger Beweggrund, Habgier, Befriedigung des Geschlechtstrie-
bes o. a.) erfiillt.

Nach einem Revisionsurteil des Bundesgerichtshofes (BGH) ist die
bisherige stets fragwiirdige und unbestimmte Unterscheidung von
(verbotener) aktiver und (erlaubter) passiver Sterbehilfe weggefallen.
Nun gilt, dass eine gepriifte, auch miindlich gegebene Einwilligung des
schwerstkranken Patienten einen Behandlungsabbruch nicht nur durch
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Unterlassen, etwa der kiinstlichen Erndhrung, zuléssig ist. Erlaubt ist
ferner auch ein aktives Tun etwa des Arztes, das zur ,,Beendigung oder
Verhinderung einer nicht mehr gewollten Behandlung dient®. Stets ist
aber der Wille des Patienten entscheidend, erkennbar z. B. durch eine
Patientenverfligung.

Grundrechtstrdger sind alle natiirlichen Personen, unabhingig von
ihrem korperlichen oder geistigen Zustand. Den nationalsozialisti-
schen Begriff ,lebensunwerten® Lebens kennt das GG nicht. In mehre-
ren Urteilen, letztmals 1993, hat das BVerfG postuliert, dass die ,Wiirde
des Menschseins ... auch fiir das ungeborene Leben im Dasein um sei-
ner selbst willen“ liege. Andererseits gilt das Selbstbestimmungsrecht
der Frau (,,mein Bauch gehort mir“). Um diesen Konflikt zu 16sen, hat
das Gericht die Konstruktion gefunden, dass zwar die Rechtsordnung
die Abtreibung grundsitzlich missbilligt, dass aber der Staat keine
Strafpflicht habe, wenn einer Frau die Fortsetzung der Schwanger-
schaft nicht zugemutet werden kann. Gesetzlich giiltig ist nun die
Regelung, dass ein Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten drei
Monate straffrei bleibt, wenn sich die Frau zuvor hat beraten lassen.

Grundsitzlich gibt es keine Abstufung in der Zuerkennung der
menschlichen Wiirde im Prozess des werdenden Lebens. Mit der Ver-
schmelzung von Samen und Eizelle bildet sich ein neues, eigenstindi-
ges Lebewesen. Deswegen steht die Regelung zum Schwangerschafts-
abbruch in einem schwer verstdndlichen Gegensatz zu der im Prinzip
verbotenen PID, nach der ggf. das im Reagenzglas befruchtete Ei ver-
nichtet werden kann (s. Kommentierung zu Art. 1 Abs. 1). Vor der Ein-
nistung in die Gebarmutter darf das keimende Leben nicht zerstort
werden; nach der Nidation darf jedoch innerhalb von drei Monaten
nach Beratung straffrei abgetrieben werden, auch wenn dies von der
Rechtsordnung ,,grundsitzlich missbilligt“ wird.

Die Pflicht zum Schutz des Lebens gebietet, dass notfalls das Leben
eines Menschen ausgeloscht werden darf (und muss!), wenn dieser
rechtswidrig ein anderes Leben bedroht. Auch damit wird deutlich,
dass bei der Giiterabwdgung — Lebensschutz des Titers oder des Opfers
— der Rechtsschutz des Opfers Vorrang genief3t.
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Beispiel:

Der gezielte Todesschuss, auch finaler Rettungsschuss genannt, ist der
Polizei dann erlaubt, wenn nur auf diese Weise das Leben der bedrohten
Geiseln geschutzt werden kann.

Mit seinem Urteil zum Luftsicherheitsgesetz hat das BVerfG das Recht
auf Leben zu einem individuellen Absolutheitsanspruch erhoben, der
jede Relativierung ausschliefst. Jedes Menschenleben ist gleichwertig
unabhingig von Alter, Geschlecht, Berufsstand und Leistung.

> Das menschliche Leben ,ist die vitale Basis der Menschenwiurde als
tragendem Konstitutionsprinzip und oberstem Verfassungswert".

> Diese Wirde besitzt jeder Mensch ohne Rucksicht auf seinen korper-
lichen oder geistigen Zustand und seiner voraussichtlichen Lebens-
dauer - etwa wegen der wahrscheinlich nur noch kurzen Lebensdauer
der Passagiere in dem zur Waffe umfunktionierten Flugzeug.

> Der offentlichen Gewalt ist es mithin verboten, die Subjektqualitat des
Menschen in Frage zu stellen, indem sie ihn zum Objekt staatlichen
Handelns macht.

> Die Absolutheit des Lebensanspruchs jedes Individuums erlaubt es
auch nicht, eine mengenmafige Aufrechnung - etwa 90 Fluggaste
gegen 1000 vermutlich am Boden Getotete - vorzunehmen.

» Die Terroristen selbst hingegen durfen unter bestimmten Umstanden
getotet werden, ohne dass ihre Menschenwirde dadurch verletzt wird,
im Gegenteil: Der ,Subjektstellung” des Angreifers entspricht es
gerade, dass ihm ,die Folgen seines selbstbestimmten Verhaltens
personlich zugerechnet werden“ und er damit fir sein Tun ,.in Verant-
wortung genommen wird*.

» Ob tatsachlich kein Abschussbefehl erteilt wird, wenn ein von Terroris-
ten zur Bombe umfunktioniertes Flugzeug - in dem sich auch einige
unschuldige Passagiere befinden - auf ein voll besetztes FuBBballstadion
zurast, muss fir einen hoffentlich nie eintretenden zukinftigen Fall
offen bleiben. Das BVerfG verbietet nur und kann nur verbieten, einen
solchen Abschuss gesetzlich im Voraus vorsorglich zu regeln.
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,Korperliche Unversehrtheit” meint Gesundheit im physiologischen
Sinne. Nicht geklart ist, ob dazu auch geistig-seelisches Wohlbehagen
gehort; ganz sicher zdhlt dazu das Recht auf Schmerzfreiheit. Ist der
korperliche Eingriff gering, liegt keine Grundrechtsverletzung vor.

Beispiel:
Die Anordnung der Bundeswehr uber die zuldssige Hochstlange des
Kopfhaares war nicht grundrechtswidrig.

Die Schutzpflicht zur Unversehrtheit kann es gebieten, dass die 6ffent-
liche Hand z. B. Vorkehrungen gegen StrafSenldrm ergreift. Art und
AusmafS der Schutzpflicht unterliegen allerdings erheblichen Ermes-
sensspielrdumen, bei denen konkurrierende Verfassungsauftrage beach-
tet werden miissen.

Beispiel:

Tieffluglarm kann eine gesundheitliche Beeintrachtigung zur Folge
haben, andererseits konnen Tiefflige zur Erfillung der verfassungs-
maBigen Grundentscheidung zur bewaffneten Landesverteidigung
geboten sein.

Geschieht der korperliche Eingriff mit offener oder stillschweigender
Billigung des Betroffenen, liegt keine Grundrechtsverletzung vor.

Beispiel:

Die Operation an einem ohnmachtigen, schwerverletzten Opfer eines
Verkehrsunfalls erfolgt grundrechtskonform, weil unterstellt wird, dass der
korperliche Eingriff dem mutmafilichen Willen des Verletzten entspricht.

Freiheitsrecht

Das Recht auf Freiheit der Person hat eine lange Tradition, die bis zur
Habeas Corpus (lat. wortlich = Du mogest den Korper haben) 1679 in
England zuriickreicht. Diese Freiheit hat einen so hohen Wert, dass nur
aus besonders wichtigen Griinden in sie eingegriffen werden darf.
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Dabei ist der generell fiir alle staatliche Gewaltausiibung giiltige Grund-
satz der VerhdltnismdfSigkeit besonders sorgfaltig zu beachten. Je langer
die Freiheitsentziehung oder Beeintriachtigung dauert, desto gravie-
render miissen die Griinde dafiir sein.

Die lebenslange Haft eines gefahrlichen Straftiters ist kein grundrechts-
widriger Freiheitsentzug oder ein Verstof$ gegen die Menschenwiirde,
auch wenn grundsétzlich ein Verurteilter ,eine konkrete und realisier-
bare Chance“ haben muss, wieder in die Freiheit entlassen zu werden.

Beispiel:

Ein 1940 geborener Tater war 1974 wegen Mordes an einer jungen Frau
zu lebenslanger Haft verurteilt worden, wobei auf eine besondere
Schwere der Schuld erkannt wurde. Der Tater als Beschwerdefihrer

(er hatte Uber seinen Anwalt beim BVerfG Beschwerde wegen Grund-
rechtsverletzung eingelegt) kam im Jahre 2000 in den offenen Vollzug.
An seinem ersten Tag sprach er ein 13-jahriges Madchen an und ver-
suchte, intime Fragen nach dessen Sexualleben zu stellen.

Die Gerichte lehnten es darauthin ab, ihn zur Bewahrung zu entlassen.
Das sei, so befand das BVerfG, angesichts der Gefdahrlichkeit des Man-
nes eine nachvollziehbare Entscheidung und deshalb rechtens.

Beispiel:

» Ein Ladendieb mit festem Wohnsitz, dessen Schuld offenkundig ist,
darf nicht in Untersuchungshaft genommen werden; wohl aber ein
Mordverdachtiger, bei dem wegen der zu erwartenden hohen Strafe
Fluchtgefahr besteht.

> Acht Stunden lang umstellte die Polizei eine Menschengruppe (sog.
~Hamburger Kessel®), darunter auch Unbeteiligte und Kinder, um auf
diese Weise einer moglichen Stérung der 6ffentlichen Ordnung und
Sicherheit vorzubeugen. Die Aktion war ein grundrechtswidriger Ein-
griff in die Personenfreiheit.

In alle Rechte des Art. 2 Abs. 2 darf nur aufgrund eines sog. formlichen
Gesetzes eingegriffen werden, Gewohnheitsrecht reicht nicht aus.
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Art. 3 [Gleichheit vor dem Gesetz]

Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz, wie er in Abs. 1 formuliert ist, gehort
zu den elementaren Verfassungsprinzipien. Er ist eine aus dem Naturrecht
abgeleitete Grundnorm. Da Freiheit und Wirde jedem Menschen geblhren,
sie somit insoweit gleich sind, ist ihre prinzipielle Gleichbehandlung nur
folgerichtig.

Die Absatze 2 und 3 sind lediglich Konkretisierungen dieses Grund-

satzes..

Art. 3 Abs. 1 GG - Gleichheitsgrundsatz

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

Die Bestimmung enthélt das Verbot, einen Menschen willkiirlich zu
behandeln, z. B. nach der Sympathie, die er bei einem Beamten erweckt.
Sie verbietet aber nicht eine Ungleichbehandlung von wesentlich
Ungleichem. Im Gegenteil: Eine solche Gleichbehandlung wire im
Ergebnis eine ungleiche Behandlung.

Beispiel:

Eine aus einem fixen Geldbetrag bestehende Kopfsteuer auf jeden Ein-
wohner des Landes wirde bedeuten, dass eine arme Familie mit drei
Kindern das Fiinffache im Vergleich zu einem reichen Junggesellen
zahlen musste.

Das BVerfG hat die private Vermogensteuer (nicht die Steuer auf deren
Ertrdge!) — unterstellend, dass Vermogen aus korrekt versteuertem Ein-
kommen gebildet wird — im Prinzip als unvereinbar mit dem Gleich-
behandlungsgebot angesehen. Das Geldvermdgen kann ja auch niedrig
verzinst auf ein Sparbuch gelegt oder sogar unter der Matratze auf-
bewahrt werden. ,,Wer sein Talent, durch Arbeit Ertrdge zu erzielen,
brachliegen ldsst, wird ... nicht besteuert. Wer hingegen sein Vermégen
ungenutzt lasst, wird so behandelt, als habe er Ertrdge erzielt.“ Der
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Art. 3 Abs. 1 zwingt den Gesetzgeber aber nicht, auf jeden Fall Unglei-
ches auch ungleich zu behandeln. Gesetze diirfen generalisieren, pau-
schalieren und typisieren, sonst miisste der Gesetzgeber jeden einzel-
nen Fall individuell behandeln.

Beispiel:

Die gebuhrenpflichtige Verwarnung (Bu3geld) fir den im Halteverbot
parkenden PKW ist gleich hoch, egal ob es sich dabei um einen fabrik-
neues oder um einen abwrackreifes Auto handelt.

Ungleichheiten miissen beriicksichtigt werden, wenn sie bedeutsam
sind. Der Gesetzgeber ist z. B. nach einem Urteil des BVerfG verpflich-
tet, ,,bei steter Orientierung am Gerechtigkeitsdenken Gleiches gleich
und Ungleiches seiner Eigenart entsprechend zu behandeln®. So ist
z. B. eine unterschiedliche Behandlung von Staatsbiirgern und Auslan-
dern bei bestimmten Rechten, wie etwa beim Wahlrecht, zuldssig und
geboten.

Der Gleichbehandlungsgrundsatz gilt auch fiir die rechtsprechende
und vollziehende Gewalt. Ein Gesetz muss von der Exekutive ohne
Ansehen der Person angewandt werden, wenn es nicht selbst die sach-
lich gebotene Ungleichbehandlung zuldsst oder gar vorschreibt.

Beispiel:

Eine Trunkenheitsfahrt muss gleich geahndet werden, es darf keinen
,Bonus“ dafiir geben, dass etwa der Tater ein bekannter und angesehener
Birger ist. Aber die Festsetzung unterschiedlicher Einkommensteuer-
betrage aufgrund der nach dem Einkommen durch Gesetz gestaffelten
Einkommensteuertabelle ist ein sachlich notwendiger Differenzierungs-
grund.

Art. 3 Abs. 1 schafft aber keinen Anspruch auf Gleichbehandlung im
Unrecht.
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Beispiel:

Wer wegen Geschwindigkeitstbertretung gestoppt wird, kann sich
nicht darauf berufen, dass die Polizei an der betreffenden Stelle, etwa
einer Autobahnbrticke, bisher viele Fahrer unbehelligt durchrasen
lie3.

Art. 3 Abs. 2 GG - Gleichbehandlung der Geschlechter

Manner und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fordert die tatsachliche
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern und wirkt auf
die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

Diese Vorschrift rdiumt der Frau den Anspruch auf Gleichstellung ein,
verbietet andererseits aber auch eine Benachteiligung des Mannes.
Biologische Griinde konnen aber eine unterschiedliche Behandlung
zwingend gebieten.

Beispiel:

Verbot korperlicher Schwerstarbeit fiir Frauen wie etwa Untertagearbeit
im Bergbau, Kiindigungsschutz der werdenden Mutter, aber nicht des
Vaters.

Verfassungsrechtlich problematisch kann die sog. Quotenregelung sein.
Wenn eine Frau nur deshalb in den Vorstand einer politischen Partei
gewdhlt wird, um den satzungsmifdig vorgeschriebenen Anteil von
Frauen zu erfiillen (sog. positive Diskriminierung), kann eine Verletzung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorliegen. Auch Madnner haben
Anspruch auf Gleichbehandlung!

Beispiele:

Die friihere Nichtzulassung der Manner zur Hebamme wurde aufgeho-
ben. Eine Feuerwehrdienstpflicht nur fiir Manner ist gleichfalls nicht
statthaft.
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Satz 2 des Abs. 2 wurde erst 1994 eingefiigt, nachdem die hochstrich-
terliche Rechtsprechung aus dem urspriinglichen, rein rechtlichen Dis-
kriminierungsverbot ein Gleichberechtigungsgebot entwickelt hatte, das
sich auch auf die gesellschaftliche Wirklichkeit erstrecken soll. Es sol-
len damit tatsdchliche Nachteile, die typischerweise Frauen betreffen,
durch Beglinstigungen ausgeglichen werden. Zu beachten ist, dass der
Satz nur die Forderung der faktischen Chancengleichheit zum Ziel hat,
nicht aber die paritidtische Besetzung beruflicher Positionen. Frauen-
quoten im Offentlichen Dienst sind generell verfassungsrechtlich
unzuldssig, weil das Bundesbeamtengesetz Einstellungen und Beforde-
rungen ,ohne Riicksicht auf das Geschlecht® verlangt. Ausnahmsweise
sind aber Differenzierungen aus der Natur der Sache moglich, wenn
etwas typischerweise nur bei Frauen auftreten kann, z. B. ein durch
Schwangerschaft gebotener Arbeitsschutz.

Art. 3 Abs. 3 GG - Diskriminierungsverbot

Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse,
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiosen
oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Dieser Absatz ist lediglich eine ndhere Ausformulierung des allgemei-
nen Gleichheitsgrundsatzes. Es gilt die genannte Interpretationsregel,
dass wesentlich Ungleiches ungleich und wesentlich Gleiches gleich zu
behandeln ist.

Beispiel:

Es ist ein Unterschied, ob ein 18-jahriger Heranwachsender als Erstdelikt
ein Auto ,klaut® oder die Tat von einem erfahrenen Mitglied einer Bande
begangen wird, die sich auf Autodiebstahle spezialisiert hat.
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Berufliche Nachteile, die aus mangelnden Deutschkenntnissen entste-
hen, sind gleichfalls kein Verstof$ gegen den Gleichbehandlungsgrund-
satz.

Keine Diskriminierung liegt bei der sog. indirekten Benachteiligung
vor.

Beispiel:

Turkische Mitbulrger haben das Recht, ihre eigene Sprache zu pflegen,
aber keinen Anspruch darauf, dass auch ihr Sprachgut neben Deutsch
zur Amtssprache wird.

Der 1994 angefiigte letzte Satz des Abs. 3 hat keine eigenstdndige
Bedeutung hat mehr eine Appellfunktion, weil Abs. 1 schon immer eine
Benachteiligung allein wegen der Behinderung rechtlich ausgeschlos-
sen hat. Selbstverstandlich ist damit nicht gemeint, dass ein Mensch
mit Behinderung Anrecht auf jede Tatigkeit hat, die nur ein Gesunder
ausiiben kann. Die Behinderung muss ihn zur Ausiibung ganz bestimm-
ter Tatigkeiten ungeeignet machen, nicht aber darf die Behinderung
schlechthin ein Grund zur Einstellungsablehnung sein.

Beispiel:

Ein standig auf den Rollstuhl angewiesener Querschnittsgelahmter kann
nicht verlangen, als Streifenpolizist eingesetzt zu werden, wohl aber
kann er geeignet sein, als Kriminalbeamter Wirtschaftsdelikte nach
Aktenlage aufzuspuren.
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Art. 4 [Glaubens- und Bekenntnisfreiheit]

Es existiert zwar in Deutschland keine Staatskirche, dennoch hat das GG
nur eine gemafigte Trennung von Staat und Religionsgemeinschaften
vollzogen, die auch ein System der ,hinkenden Trennung“ genannt

wird.

Art. 4 Abs. 1 GG - Glaubens- und Bekenntnisfreiheit

Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiosen und
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

Die Glaubens- und Bekenntnisfreiheit erstreckt sich nicht nur auf die
religiose Uberzeugung, sondern auch auf weltanschauliche Ansichten
bis hin zum Atheismus. Denn Glaube ist ein Oberbegriff und schliefSt
eine Gottesvorstellung ebenso ein wie ein rein naturwissenschaftliches
Erklarungsmodell von der Entstehung der Welt und ihrem Ablauf. Die-
ses Jedermannsrecht — d. h. nicht nur fiir Deutsche giiltige Grundrecht —
gebietet gleichzeitig, dass der Staat bei prinzipiell weltanschaulicher
Neutralitdt dieses Grundrecht schiitzen, z. B. Moslems bei der Verrich-
tung ihres Abendgebetes gegen Storungen durch Christen beistehen
muss. Die Bekenntnisfreiheit schlief3t auch die sog. negative Glaubens-
freiheit ein. Dazu gehort vor allem das Recht, nichts zu glauben oder
sein Bekenntnis zu verschweigen.

Beispiel:

Der Personalbogen eines Bewerbers darf nicht die Frage nach der
Religionszugehorigkeit enthalten. Andererseits ist das Finanzamt wegen
der Kirchensteuerpflicht berechtigt, danach zu fragen.

In einem 1995 verkiindeten Urteil des BVerfG wurde in einer staatlich
angeordneten Anbringung eines Kreuzes oder Kruzifixes bereits ein
Verstofd gegen die grundgesetzlich gebotene negative Religionsfreiheit
gesehen.
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Der Kerngedanke des Urteils ist, ein Kreuz im Klassenzimmer setze
die Kinder unter einen geistig-moralischen Druck, sie miissten ,,unter
dem Kreuz“ lernen. Da die Pflichtschule ein Monopolanspruch des
Staates sei, konne das Kind dem missionarischen Charakter des Kreu-
zes nicht ausweichen und deshalb miisse das Kreuz entfernt werden.
Das Urteil hat zu besonders scharfer Urteilsschelte gefiihrt. Die Kritik
hebt vor allem hervor, dass das Kreuz mehr als nur ein religios gefirb-
tes Symbol des christlichen Abendlandes sei, es sei Teil seiner 2000-jadh-
rigen Geschichte, die nicht verleugnet werden kann und deshalb von
jedermann in einem 6ffentlichen Raum hinzunehmen sei.

Der Freistaat Bayern hat das Problem so gelost, dass man das Ur-
teil zwar ,respektiere®, seinem Inhalt aber nicht genau folge, denn in
einem Landesgesetz wurde bestimmt, dass das Kreuz in allen Klas-
senzimmern bleiben muss. Widerspricht ein Erziehungsberechtigter,
soll der Schulleiter nach Moglichkeit eine giitliche Einigung herbei-
fiihren, misslingt diese, hat das Schulamt eine Regelung zu treffen,
die auch den Willen der Mehrheit beriicksichtigt. Mit dem ,Kreuz-
erlass“ in offentlichen Gebduden im Jahr 2018 fiihrt Bayern diese
Ansicht fort.

GrofSes publizistisches Echo 10ste im Herbst 2003 der ,,Kopftuch-
streit“ aus. Das Land Baden-Wiirttemberg hatte es abgelehnt, eine
muslimische Lehrerin als Beamtin in den Staatsdienst zu {ibernehmen,
weil diese sich weigerte, im Unterricht ihr Kopftuch abzulegen. Fast
unversohnlich standen sich zwei Rechtspositionen gegeniiber: Die
Minderheit sah in dem Verbot, dass eine Lehrerin im Unterricht ein
Kopftuch trigt, einen Verstof$ gegen das Recht zum ungestorten Religi-
onsbekenntnis und einen Eingriff in das personliche Freiheitsrecht
(vgl. Art. 2 Abs. 1). Die Mehrheitsmeinung hielt dagegen das Verbot fiir
gerechtfertigt. Das Kopftuch sei mehr als ein Bekleidungsstiick, nam-
lich ein religioses Symbol, welches das Recht der Schiiler auf negative
Glaubensfreiheit tangiere, weil sie sich von diesem religiosen Bekennt-
nis gegen ihren Willen und den der Eltern beeinflusst fiihlen konnten.
Zudem driicke es eine Haltung aus, die der Wertordnung des Grund-
gesetzes entgegenstehe.
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Das BVerfG urteilte in seiner — auf den ersten Blick salomonischen -
knappen Mehrheitsentscheidung (5:3) vom 24. September 2003, dass
ein solches Verbot einen so schwerwiegenden Eingriff in die Person-
lichkeitsrechte darstelle, dass dieser nur auf landesgesetzlicher Grund-
lage und nicht durch eine Behordenentscheidung vorgenommen wer-
den darf. Das Kopftuchtragen als ,,Eignungsmangel “ fiir eine Einstellung
als Beamtin zu werten, bedarf eines Gesetzes. Ob grundsitzlich ein Ver-
bot zulédssig sei, lief? das Gericht offen.

Inzwischen hat Baden-Wiirttemberg ein Gesetz erlassen, das alle
»politischen, religiosen, weltanschaulichen Bekundungen®, welche die
Neutralitdt gefihrden konnen, untersagt. Andere Linder zogen nach.
In Hessen diirfen sogar alle Beamtinnen im Dienst kein Kopftuch
tragen.

Art. 4 Abs. 2 GG - Religionsausiibung

Die ungestorte Religionsausiibung wird gewahrleistet.

Jedermann ist berechtigt, aber niemand ist verpflichtet, an einer religi-
o0sen Andacht oder Handlung teilzunehmen. Glaubensfreiheit ist mehr
als blofRes (passives) Tolerieren, sondern schliefst die dufiere Frei-
heit zu bekennen und seinen Glauben zu verbreiten ein. Deshalb sind
auch kultische Handlungen und Gebrauche geschiitzt wie liturgisches
Glockenlduten, Prozessionen, Beerdigungszeremonien, der Bau eines
Minaretts und der davon ertonende Muezzin-Gebetsruf u. v. a. Das
Recht auf freie Religionsausiibung findet aber seine Grenzen in den
allen Grundrechten innewohnenden sog. immanenten Schranken.

Beispiele:

Korperliche Misshandlung in religiosen Sekten, religios motiviertes Ver-
bot von Bluttransfusionen bei lebensgefahrlichen Erkrankungen, wenn
z. B. Eltern auf diese Weise die Lebensrettung ihres Kindes verhindern.
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Art. 4 Abs. 3 GG - Kriegsdienstverweigerung

Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen
werden. Das Nahere regelt ein Bundesgesetz.

Die Bundesrepublik Deutschland ist der einzige Staat der Welt, der das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung als unabdingbares Grundrecht der
Gewissensentscheidung fiir jedermann in der Verfassung verankert hat.

Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung schliefdt das Recht ein, schon
im Frieden den Waffendienst abzulehnen. Es wire deshalb besser, von
einem Recht auf Kriegswaffendienst-Verweigerung zu sprechen. Der
Begriff ,,Waffe® ist weit auszulegen.

Beispiel:

Unter Dienst ,mit der Waffe* fallen z. B. auch der LKW-Transport von
Munition, die Ausbildung am Radarschirm zum Orten feindlicher Flug-
zeuge oder das Essenkochen flr die Besatzung einer Fregatte.

Die Kriegsdienstverweigerung ist geregelt in Zusammenhang mit dem
Ersatzdienst (vgl. Art. 12a Abs. 2). Mit der Aussetzung der Wehrpflicht
(s. Kommentierung zu Art. 12a) eriibrigen sich ndhere Erlduterungen
zur Verweigerung. Die Bestimmung ist praktisch obsolet geworden.
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Art. 5 [Freie Meinungsduf3erung]
Der Artikel umfasst acht selbststandige Grundrechte: Meinungsfreiheit, Infor-

mationsfreiheit, Pressefreiheit, Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk
einschlieBlich Fernsehen und Film sowie Kunst- und Wissenschaftsfreiheit.

Art. 5 Abs. 1 GG - Meinungs-, Presse-, Informationsfreiheit

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu duf3ern
und zu verbreiten und sich aus allgemein zuganglichen Quellen ungehindert
zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung
durch Rundfunk und Film werden gewabhrleistet. Eine Zensur findet nicht
statt.

Der Begriff ,Meinung*® ist weit gefasst. Zu ihm gehdren die Werturteile
(= Meinungen im engeren Sinne) und ,Tatsachenbehauptungen, jeden-
falls ... wenn sie Voraussetzung fiir die Bildung von Meinungen sind”“
(BVerfG). Meinungen sind stets subjektiv, Tatsachen objektiv. Eine
erwiesene oder bewusst falsche Tatsachenbehauptung ist nicht von
Art. 5 gedeckt, z. B. wahrheitswidrige statistische Angaben.

Beispiel:

In einem Leserbrief heifst es: ,Der Minister Jager ist vollig unfahig, weil er
mit seinen 80 Jahren viel zu alt ist fir sein Amt.“ Tatsdchlich ist der
Minister aber gerade erst 60 geworden. Es liegt somit eine erweislich fal-
sche Tatsachenbehauptung vor. Der Betroffene kann verlangen, dass die
Altersangabe offentlich korrigiert wird. Dagegen ist das Werturteil ,Unfa-
higkeit” vom Grundrecht auf Meinungsfreiheit geschitzt und braucht
nicht widerrufen zu werden.

Das Gleiche gilt fiir ein unrichtiges Zitat bzw. die eigene Meinung als
Zitat eines anderen auszugeben. Wohl aber ist die irrtiimliche Tat-
sachenbehauptung geschiitzt. Da sich ohnedies Meinungen fast stets
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auf die Grundlage von mindestens vermuteten Tatsachen griinden,
steht praktisch jede AufRerung unter dem Schutz des GG. Es gilt die sog.
Vermutungsregel zugunsten der Meinungsfreiheit.

Dieses Jedermannsrecht ist zundchst ein Abwehrrecht gegen Ein-
griffe der 6ffentlichen Gewalt. Es schliefst aber auch die Verpflich-
tung des Staates ein, Meinungsadufierungen zu schiitzen. Meinungen
sind vor allem Werturteile {iber Tatsachen und Vorgéange. Es ist dabei
unerheblich, ob eine Meinung objektiv falsch oder richtig, begriin-
det oder unbegriindet ist und ob sie rational oder emotional gedufSert
wird.

Beispiel:

Der vollig unkontrollierte, wutende Ausruf: ,Das ist doch Wahnsinn!“
eines verargerten Verkehrsteilnehmers gegenuber Polizisten, die sein
verbotswidrig geparktes Fahrzeug abschleppen lassen, ist durch Art. 5
ebenso geschltzt wie eine angebliche ,Beweisfiihrung®, dass die Welt
am nachsten Sonntag untergehe.

Dagegen schliefst Meinungsfreiheit auch das Recht ein, die eigene Mei-
nung zu verschweigen (sog. negative Meinungsfreiheit).

Auch ein Aufruf zum Boykott gegen ein Unternehmen kann nach
Art. 5 Abs. 1 gerechtfertigt sein, wenn damit nicht eigene wirtschaft-
liche Interessen verfolgt werden, sondern Belange der Allgemeinheit.

Beispiel:

Backer Meyer darf nicht zum Boykott des Geschaftes seines Konkurren-
ten Muller aufrufen, weil dieser — angeblich oder tatsachlich, das ist in
diesem Zusammenhang vollig unerheblich - die Brotchen teurer ver-
kauft. Sehr wohl aber darf eine Tierschutzorganisation die Burger 6ffent-
lich auffordern, keine Nerzmantel mehr zu kaufen.

Die Informationsfreiheit steht als selbststdndiges Grundrecht neben der
Meinungsfreiheit und hat gleichfalls einen hohen Verfassungsrang.
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Beispiel:

Der Vermieter eines Gebaudes muss seinem ausldndischen Mieter
gestatten, eine Parabolantenne fiir den Empfang von Satellitenfernsehen
anzubringen. Das Grundrecht auf Informationsfreiheit des Mieters uber-
wiegt das Eigentumsrecht des Vermieters.

Informationsquelle kann alles sein, was einem nicht nur individuell
bestimmten Personenkreis zugédnglich sein kann.

Beispiel:

Der Rundbrief an die 20 Mitglieder eines Schachclubs ist keine all-
gemeine Informationsquelle, wohl aber eine Broschiire, die von jeder-
mann erworben werden kann, und sei der Absatz noch so gering.

Behordenakten zdhlen nicht zu allgemeinen Informationsquellen. Sind
sie aber, auf welche Weise auch immer, an die Offentlichkeit gelangt,
darf sich jeder daraus informieren.

Beispiel:
Ein als ,geheim® eingestuftes Dokument wird von einem untreuen Beam-
ten an die Presse weitergeleitet. Diese verdffentlicht es.

Freie Presse ist ein ,Wesenselement des freiheitlichen Staates und fiir
die moderne Demokratie unentbehrlich®. Pressefreiheit geniefSt iibri-
gens auch der Leserbriefschreiber und — mit gewissen Einschrankungen —
auch der Inserent.

Im Prinzip gilt die Freiheit der Presse auch fiir Rundfunk und Fernsehen.
Mit ,Zensur“ ist zundchst vor allem die Vorzensur gemeint. Aber auch eine
Nachzensur, bei der eine Verdffentlichung nachtriglich einer Behorde
vorgelegt werden muss, ist unzuldssig. Wohl aber darf nachtréglich
kontrolliert werden, ob eine Publikation einen Rechtsverstof$ enthalt.
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Beispiel:

Die Staatsanwaltschaft ist berechtigt und verpflichtet (!), ein Flugblatt
politischer Extremisten zu uberprifen, ob darin ein Aufruf zu einer straf-
baren Handlung enthalten ist, wie etwa eine Aufforderung zum Mord an
einem politischen Gegner.

Auch Werkszeitungen, die von der Betriebsleitung herausgegeben wer-
den, geniefSen den Schutz der Pressefreiheit, die auch den Anonymi-
tatsschutz der Informanten einschliefst. Ebenso darf jedes Presseorgan
»Schriften Dritter anonym ver6ffentlichen.

Art. 5 Abs. 2 GG - Grenzen der Meinungsfreiheit

Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in
dem Recht der personlichen Ehre.

Wie alle Grundrechte gilt auch das der Meinungsfreiheit nicht absolut
und unbegrenzt. Seine Schranken sind:

1. Die allgemeinen Gesetze, worunter alle Gesetze zu verstehen sind,
die sich nicht gegen eine Meinungsdufserung richten, sondern dem
Schutz eines Rechtsgutes dienen.

Beispiel:
Man kann jederzeit und liberall gegen die hohen Steuern ,wettern®, aber
nicht zur Steuerhinterziehung aufrufen.

2. Das Jugendschutzgesetz, das nicht nur Beschriankungen rechtfertigt,
sondern auch als staatlicher Schutzauftrag zu verstehen ist.
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Beispiel:

Vertriebsbeschrankungen wie etwa Verbot von Alkoholausschank an
Kinder und Werbeverbote fiir jugendgefahrdende Schriften, die z. B.
Gewaltanwendung verherrlichen.

3. Der Schutz der personlichen Ehre, der allerdings durch die Recht-
sprechung des BVerfG sehr eingeengt worden ist, weil ,,gegen das
Aufern einer Meinung nur in dufersten Fillen eingegriffen wer-
den® darf.

Beispiele:

Im Rahmen einer politischen Diskussion Uber die Nachriistung durfte ein
Offizier ein ,potenzieller Morder* genannt werden. Im weithin Aufsehen
erregenden ,Soldatenurteil, hatte das BVerfG als zuldssig erkannt, dass
ein Kriegsdienstverweigerer einen Aufkleber mit dem Tucholsky-Zitat
,Soldaten sind Morder* 6ffentlich verwenden durfte.

Das juristische Problem besteht in der sog. Kollektivbeleidigung. Nicht
nur Einzelpersonen sind ,,beleidigungsfihig®, sondern auch Personen-
gruppen; aber nur, wenn sie abgrenzbar sind. Deshalb wire ein Aufkle-
ber ,Deutsche Soldaten sind Morder” eine strafbare Beleidigung und
vom Grundrecht dieses Artikels nicht mehr gedeckt.

Das Recht auf Meinungsfreiheit schliefit aber generell die Schmdh-
kritik und Formalbeleidigung (z. B. Verwendung von abwertenden Tier-
namen wie Schwein, Ratte, Rindvieh) nicht ein. Bei ihr ist bereits aus
der Wortwahl erkennbar, dass nicht eine Meinung kritisiert, sondern
ein Mensch in seiner Person verletzt werden soll.

Beispiel:

Gestattet ist:,Ihre klare Ansicht, Herr Professor, ist von keinerlei Sach-
kenntnis getrubt.“ Nicht aber:,Sie sind ein Esel!“ - obwohl in beiden
Fallen dasselbe gemeint sein kdnnte.
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Einschriankungen gibt es auch fiir Arbeitnehmer: Grundsétzlich sind
auch kritische AufSerungen am Betriebsablauf oder an der Firmenlei-
tung erlaubt. Sie diirfen aber nicht die ,,betriebliche Ordnung® nachhal-
tig storen, sonst ist eine (auch fristlose) Kiindigung méglich. Ahnlich
unterliegen besonders Beamte einem generellen MafSigungsgebot.

Art. 5 Abs. 3 GG - Kunst- und Wissenschaftsfreiheit, Lehre

Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Was Kunst ist, kann nicht definiert werden. Praktisch gehort dazu jede
freie schopferische Gestaltung, in der Visionen, Erlebnisse, Eindriicke
in irgendeiner Form veranschaulicht werden, wie Sprache, Musik, Bild,
Mauerwerk, Plastik. Unter Umstdnden geniigt es, um etwas als Kunst zu
werten, dass der Urheber sein Werk selbst als Kunstwerk betrachtet.

Das BVerfG hat die Grenzen der Kunstfreiheit sehr weit gezogen, was
selbst Pornografie, sofern sie in ein kiinstlerisches Konzept eingebaut
ist, z. B. der anonyme Roman der Josefine Mutzenbacher, noch nicht
jugendgefahrdend macht. Kunstfreiheit gilt als schutzbediirftiger denn
Jugendschutz. Die Schranken des Abs. 2 des Art. 5 gelten eben nicht fiir
die Kunst- und Wissenschaftsfreiheit.

Beispiele:

Satirische Auerungen sind durch die Kunstfreiheit so weit gedeckt,

dass sogar die Verballhornung der Nationalhymne oder das Urinieren auf
die Bundesflagge Grundrechtsschutz geniefsen kdnnen. Ein querschnitts-
gelahmter Reserveoffizier der Bundeswehr darf in einer satirischen Zeit-
schrift als ,geb. Morder” bezeichnet werden.

Auch der Begriff Wissenschaft ist schwer zu definieren. Am ehesten
nahert man sich ihm, wenn man auf wissenschaftliche Verfahrens-
weisen abhebt: Strikte Rationalitdt ohne gefiihlsbetontes Meinen, sys-
tematische Darstellung des Wissensstoffes, Beweisfiihrung, Offenheit



Art. 5 [Freie Meinungsaufierung] I 43

fiir Kritik, Nachpriifbarkeit der Ergebnisse und Bereitschaft die gefun-
denen Resultate zu revidieren, denn jede Wahrheitserkennung ist stets
nur eine vorlaufige.

Als Lehre ist nur die wissenschaftliche Lehre zu verstehen, nicht dage-
gen der Schulunterricht. Forschung hingegen ist grundsétzlich frei.

Beispiel:
Ein Lehrer in einer Schule muss nach dem giiltigen Lehrplan unterrichten
und darf nicht lehren, was ihm wichtig erscheint.

Die eingeforderte Verfassungstreue nach Art. 5 Abs. 3 verbietet jedoch
nicht die wissenschaftliche Kritik an der Verfassung, wohl aber den
Kampf gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung.
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Art. 6 [Ehe, Familie, uneheliche Kinder]

Der Art. 6 ist ein Fundamentalgrundrecht zum institutionellen Schutz von
Ehe und Familie. Damit sichert sich das Gemeinwesen seinen Fortbestand,
denn flr keinen Staat, fuir keine Gesellschaft kann Kinderlosigkeit Programm
und Zukunftsvorstellung sein

Art. 6 Abs. 1 GG - Schutz von Ehe, Familie

Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen
Ordnung.

Mit dem Ausdruck ,besonderer Schutz“ soll Art. 6 Abs. 1 gegeniiber
Art. 1 Abs. 3 als die Spezialnorm charakterisiert werden. Geschiitzt
wird nur die staatlich anerkannte, d. h. unter Beachtung der gesetz-
lichen Formvorschriften (Standesamt) geschlossene Ehe, darunter fallt
auch die nach ausldndischem Recht geschlossene Ehe, unabhingig
davon, ob es sich um eine Ehe zwischen Deutschen oder Ausldndern
handelt. Sie muss aber in ihrem Wesen der inldndischen Ehe entspre-
chen. Nicht verfassungsrechtlich geschiitzt sind dagegen ehedhnliche
Lebensgemeinschaften, nur religiés vorgenommene Trauungen, es sei
denn, dass diese Trauungen in jenem Staat staatlich anerkannt sind.

Zur Familie gehort nicht die friihere GrofRfamilie, sondern nur die im
19. Jahrhundert entstandene Kleinfamilie aus Eltern und deren Kin-
dern, wozu allerdings auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder gehéren.

Bei Nicht-EU-Ausldndern kann der Schutz der Familie als ,,Beistands-
gemeinschaft® den Nachzug der Kinder aufgrund des Abs. 1 rechtferti-
gen (Familienzusammenfiihrung). EU-Biirger haben wegen ihrer Unions-
biirgerschaft sowieso ein unbegrenztes Aufenthaltsrecht.
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Art. 6 Abs. 2 GG - Elternverantwortung

Pflege und Erziehung der Kinder sind das natiirliche Recht der Eltern
und die zuvérderst ihnen obliegende Pflicht. Uber ihre Betiitigung wacht
die staatliche Gemeinschaft.

Das GG gebraucht hier zum ersten Mal den Begriff ,Pflicht“. Beides —
Recht und Pflicht der Eltern - bildet die Elternverantwortung. Mit dem
leicht altertiimlichen Ausdruck ,,zuvorderst® will der Verfassungsgeber
ausdriicken, dass in erster Linie die Eltern die Erziehungsverantwortung
haben, dazu kommen - zunehmend mit wachsendem Alter des Kindes —
auch andere Organisationen wie Schule, Kirche, Jugendverbande usw.
Elterliche Verantwortung, ,Pflege und Erziehung“ umfasst die:

» Sorge fur das korperliche und seelisch-geistige Wohl, wozu auch
Bildung und Ausbildung gehdren.

» Bestimmung des Aufenthaltsortes, in der Regel der Hauptwohnsitz
der Familie; aber die Eltern haben auch das Recht, das Kind von
Dritten erziehen zu lassen, z. B. in einem Internat.

> Verwaltung des Kindesvermogens und Finanzierung seines Unter-
haltes.

Mit fortschreitendem Kindesalter nehmen die Elternrechte nach und
nach ab und erloschen mit Vollendung des 18. Lebensjahres vollig.

Beispiel:

Selbst ein 12-jahriges Kind darf nicht gezwungen werden, etwa bei Reli-
gionswechsel der Eltern, einen anderen Glauben anzunehmen als den, zu
dem es bisher erzogen wurde. Ab einem Alter von 14 Jahren kann es
seine Religion selbst wahlen (Religionsmtindigkeit).

Befindet sich das Kind noch in Ausbildung oder Studium, bleiben die
Unterhaltspflichten auch nach Erreichen der Volljahrigkeit (18 Jahre)
weiter bestehen.
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Die staatliche Gemeinschaft wacht dariiber, ob Eltern ihren Erziehungs-
pflichten in grob fahrldssiger oder vorsitzlicher Weise nicht nachkom-
men, z. B. durch die Jugenddmter (s. gleich Abs. 3).

Die beiden Elternteile sind bei der Ausiibung ihres Sorgerechts grund-
sdtzlich gleichberechtigt. Die Eltern sind verpflichtet, sich um eine
Einigung, z. B. liber die geeigneten Erziehungsmafinahmen, zu bemii-
hen. Erst wenn keine Einigung erzielt werden kann, trifft das Familien-
gericht auf Antrag eines Elternteiles eine Entscheidung, welcher Teil in
der strittigen Frage befugt sein soll. Dabei soll das Wohl des Kindes aus-
schlaggebend sein.

Art. 6 Abs. 3 GG - Staatliches Wachteramt

Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten diirfen Kinder nur auf Grund
eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungs-
berechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Griinden zu ver-
wabhrlosen drohen.

Der Staat iibt hier im Interesse des Kindes das Wachteramt aus. Er darf
aber nur — wiederum unter Wahrung des allgemeinen Grundsatzes
der VerhiltnismafRigkeit — eingreifen, wenn die Eltern ,versagen®, d. h.
ihrer Elternverantwortung nicht nachkommen koénnen oder wollen.
Eine ,Verwahrlosung® ist auch ohne elterliche Pflichtverletzung mog-
lich, z. B. bei Rauschgiftabhingigkeit, von der die miihevoll sorgenden
Eltern u. U. gar nichts wissen.

Beispiel:

Unter Berufung auf das Elternrecht verweigerten die einer Sekte ange-
horenden Eltern ihrem Kind die lebensrettende Bluttransfusion. Gestutzt
auf Art. 1 in Verbindung mit Art. 2 wurde der Eingriff dennoch vorgenom-
men, weil die staatliche Grundrechtsverpflichtung — Schutz des Lebens -
Vorrang vor Art. 6 hat.
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Art. 6 Abs. 4 GG - Schutz der Mutter

Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fiirsorge der Gemeinschaft.

Beispiele:
Einen umfassenden Schutz geniefdt die werdende Mutter generell im
Arbeitsrecht. (Arbeitsschutz, Mutterschutz, Kiindigungsverbote)

Art. 6 Abs. 5 GG - Gleichstellung unehelicher Kinder

Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen
Bedingungen fiir ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung
in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Das nicht eheliche Kind ist nicht von vornherein dem ehelichen recht-
lich gleichgestellt. Die verfassungsrechtliche Festlegung, dass die Ehe
sozusagen der geborene Ort fiir Geburten sein soll, erlaubt dies nicht.
Aber den nicht ehelichen Kindern miissen die gleichen Chancen wie
den ehelichen gegeben werden. Das kann z. B. bedeuten, dass die staat-
liche finanzielle Forderung eines in einer Ersatzfamilie aufwachsenden
nicht ehelichen Kindes grofer als die eines ehelichen sein kann. Eine
vollige Rechtsgleichheit stiinde einer solchen Begiinstigung im Wege,
ein Fall der erlaubten sog. positiven Diskriminierung.
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Art. 7 [Schulwesen]

Art. 7 regelt den staatlichen Erziehungsauftrag. Dies ist kein Grundrecht,
sondern eine Organisationsregel.

Art. 7 Abs. 1 GG - Schulwesen

Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.

Schulwesen ist der Sammelbegriff fiir alle Einrichtungen, die dauerhaft
und nach einem Programm (Lehrplan) eine mehr als nur ganz spezielle
Ausbildung anstreben. Deshalb fallen Kosmetikschulen, Fahrschulen,
Reitschulen u. a. nicht unter den Art. 7, auch wenn sie sich ,Schulen®
nennen. Gleichfalls gehoren nicht dazu die Universitdten, andere
Hochschulen und die Volkshochschulen, desgleichen auch nicht Kin-
dergirten, weil diese keinen Unterricht erteilen.

Der Begriff Schulaufsicht umfasst die Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht,
schliefSt somit die Befugnis ein, die notwendigen gesetzlichen Rege-
lungen zu treffen und ihre Einhaltung zu iiberwachen, Ausbildungs-
ginge, Unterrichtsziele und -inhalte festzulegen und die Disziplinar-
gewalt iiber die beschéftigten Lehrkrifte auszuiiben. Zu dieser Befugnis
zahlt auch die Entscheidung dariiber, welche Biicher im Unterricht ver-
wendet werden und welche als (kostenlose) Lehr- und Lernmittel fiir die
Schule und die Schiiler angeschafft werden diirfen.

Beispiel:

Dieses Buch z. B. darf zwar generell an allen Schulen verwendet
werden. Es kann aber nicht im Rahmen der Lehr- und Lernmittelfreiheit
auf Kosten der offentlichen Hand bezogen werden, sondern muss von
den Schiilern und Lehrkraften selbst bezahlt werden. Ein Verstof} gegen
Art. 5 liegt darin nicht, denn die 6ffentliche Verbreitung wird nicht
behindert.
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Damit ist eine Ablehnung des Staates gegen geschichtlich geformte
kirchliche Herrschaftsanspriiche iiber die Schule formuliert. Es gibt
keine kirchliche, sondern nur eine staatliche Schulaufsicht (Grund-
satz der Weltlichkeit der Schule). Auch private Ersatzschulen (Abs. 4)
unterliegen der Staatsaufsicht, was z. B. zu einem unangemeldeten
Besuch einer Unterrichtsstunde durch einen staatlich Beauftragten
berechtigt.

Aufsicht des Staates meint nicht nur Kontrolle, sondern schliefSt
Organisation, Planung, Leitung, Lehrplanvorgaben und Priifungssystem
ein. Andererseits ist der Staat verpflichtet, 6ffentliche Schulen einzu-
richten, ein besonderer Anspruch auf einen bestimmten Schultyp besteht
aber nicht.

Der in Art. 7 Abs. 1 niedergelegte staatliche Erziehungsauftrag steht
dem elterlichen Erziehungsrecht in Art. 6 Abs. 2 gleich. Eine allgemeine
Schulpflicht ist deshalb mit oder auch gegen das Elternrecht vereinbar —
und mit dieser Begriindung auch durchsetzbar.

Art. 7 Abs. 2 GG - Teilnahme am Religionsunterricht

Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, iiber die Teilnahme des Kindes
am Religionsunterricht zu bestimmen.

Die Bestimmung leitet sich unmittelbar aus dem Erziehungsrecht
der Eltern ab, ist aber wegen der Religionsmiindigkeit eingeschrankt
(s. Bemerkung zu Art. 6 Abs. 2). So darf kein Kind gegen den Willen der
Eltern bzw. ab 14 Jahre gegen seinen eigenen Willen zur Teilnahme am
Religionsunterricht gezwungen werden.
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Art. 7 Abs. 3 GG - Garantie des Religionsunterrichts

Der Religionsunterricht ist in den dffentlichen Schulen mit Ausnahme der
bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen
Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Ubereinstimmung mit den
Grundsatzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen
seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

Die Regelung durchbricht den Grundsatz der Trennung von Staat und
Kirche.

Religion ist ein versetzungsrelevantes ordentliches Lehrfach, unbe-
schadet des Rechts, sich vom Religionsunterricht abzumelden bzw. von
den Eltern abmelden zu lassen. Eltern, Schiiler und Religionsgemein-
schaften haben einen Anspruch, dass der Staat die Moglichkeit zum Reli-
gionsunterricht schafft und die Kosten dafiir trigt. Bei ausreichender
Schiilerzahl muss auch nichtchristlicher Religionsunterricht geboten
werden, z. B. islamischer. Den staatlichen Organen steht gegeniiber den
Religionslehrern nur die Disziplinargewalt zu, nicht aber die Fachauf-
sicht {iber die Lehrinhalte. Diese ist Sache der Religionsgemeinschaften.

Beispiel:

Ein Schulleiter kann einen Religionslehrer zur Rechenschaft ziehen,
wenn dieser wiederholt seinen Unterricht zu spat beginnt, aber er hat
kein Weisungsrecht, wenn dieser ein Jahr lang z. B. nur ,Sinnfragen®
behandelt, worunter er in freier Auslegung des kirchlichen Lehrplanes
vor allem Sexualkunde versteht.

Das Verbot, Lehrer gegen ihren Willen zum Religionsunterricht zu ver-
pflichten, folgt wiederum unmittelbar aus dem Recht der Bekenntnis-
freiheit (Art. 4 Abs. 1).
Die Gemeinschaftsschulen konnen ein iiberkonfessionelles Schul- oder
Klassengebet anbieten, die Teilnahme daran muss aber freiwillig sein.
Ausnahmen von der Garantie des Religionsunterrichts bestehen im
Land Bremen, Berlin und Brandenburg.
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Art. 7 Abs. 4 GG - Recht auf Griindung von Privatschulen

Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewahrleistet. Private
Schulen als Ersatz fiir 6ffentliche Schulen bediirfen der Genehmigung

des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist

zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen
sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkrafte nicht hinter den
offentlichen Schulen zuriickstehen und eine Sonderung der Schiiler nach den
Besitzverhdltnissen der Eltern nicht gefordert wird. Die Genehmigung ist zu
versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkréfte
nicht geniigend gesichert ist.

Die Bestimmung ist eine Absage an das staatliche Schulmonopol. Somit
konnen auch andere Trager, Kirchen, Verbande, z. B. Gewerkschaften
u. a., Schulen einrichten. Diese gelten als Privatschulen. Davon gibt es
grundsatzlich drei Typen:

> Die anerkannte Ersatzschule. Sie ist berechtigt, eigene Schulpriifungen
unter staatlicher Aufsicht durchzufiihren und ist den offentlichen
Schulen praktisch gleichgestellt.

> Die (nur) genehmigte Ersatzschule. Die Schuler dieser Schulen mussen
ihre Prufungen vor einem vom Staat eingesetzten Prifungsausschuss
ablegen bzw. an einer 6ffentlichen Schule - Schulfremdenprifung.
Der Besuch dieser Ersatzschule gilt als Erfullung der Schulpflicht.

> Die Ergdnzungsschule. Das sind Schulen, die das staatliche Schul-
angebot erganzen, d. h. es gibt keine offentliche Schule dieses Typs,
z.B. eine private spezielle Musikschule.

Der Staat ist zur finanziellen Férderung der Ersatzschulen verpflichtet,
vom privaten Schultrdager bzw. den Schiilern (Eltern) wird aber eine
Eigenleistung erwartet.
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Art. 7 Abs. 5 GG - Zulassung von privaten Volksschulen

Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung
ein besonderes padagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von
Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis-
oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine 6ffentliche
Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.

Die 6ffentlichen Volksschulen haben Prioritét vor den privaten, die nur
in Ausnahmefillen zugelassen werden und praktisch bedeutungslos
sind.

Beispiel:

Ein privater Schultrager will eine Schule einrichten, in der geprift werden
soll, ob z. B. der Fachunterricht mehrsprachig erteilt werden kann.

Art. 7 Abs. 6 GG - Vorschulen

Vorschulen bleiben aufgehoben.

Vorschulen waren bis 1919 den Gymnasien vorgeschaltete Grundschu-
len fiir die ,hoheren Stidnde“. Schon die Weimarer Reichsverfassung
von 1919 beseitigte diesen Schultyp. Das GG hat lediglich bekréftigen
wollen, dass es dabei bleibt.



Art. 8 [Versammlungsfreiheit] 1 53

Art. 8 [Versammlungsfreiheit]

Dieses Grundrecht umfasst das Recht, Ort, Zeitpunkt, Art und Thema einer
Versammlung selbst zu bestimmen. Sie muss nicht an einem bestimmten
Ort abgehalten werden, weshalb Demonstrationsziige auch zu den
Versammlungen zahlen.

Die Versammlungsfreiheit ist einerseits Teil der freien Persénlichkeits-
entfaltung, andererseits eine Moglichkeit zur Einflussnahme auf die

politische Willensbildung.

Art. 8 Abs. 1 - Versammlungsfreiheit

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis fried-
lich und ohne Waffen zu versammeln.

Im Extremfall konnen schon zwei Personen eine Versammlung im
Sinne dieses Grundrechts darstellen; entscheidend ist ihre innere Ver-
bindung mit der Bereitschaft zum gemeinsamen Handeln. Menschen-
massen allein, wie etwa bei Volksfesten, Besuch von Kinos und Thea-
tern, stellen noch keine Versammlung dar, allerdings kann sich aus der
Ansammlung spontan eine Versammlung entwickeln. Fiir diese sog.
Spontandemonstrationen entfallt die Anmeldepflicht.

Beispiel:

Dreihundert junge Menschen kommen zu einem Benefizkonzert einer
bekannten Rockgruppe zugunsten eines tatsachlich oder vermeintlich zu
Unrecht inhaftierten Farbigen. Nach Ende des Konzerts formiert sich
spontan ein Demonstrationszug zur Botschaft dessen Staates und fordert
lautstark ,Freiheit fur ...I"

Als Grundrecht steht die Versammlungsfreiheit nur Deutschen zu, aber
in Ubereinstimmung mit der Europdischen und der UN-Menschen-
rechtskonvention erlaubt das Versammlungsgesetz allen Menschen,
sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Friedlich ist eine Ver-
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sammlung dann, wenn von ihr keine ,,Gewalttétigkeiten oder aggres-
sive Ausschreitungen gegen Personen oder Sachen“ ausgehen. Waffe
kann jeder Gegenstand sein, der dazu bestimmt und geeignet ist, einem
anderen Verletzungen beizufiigen.

Beispiel:
Ein Klappmesser, eine Schleuder oder ein Schlagring konnen Waffen
sein, nicht dagegen ein Schutzhelm oder Ahnliches.

Eine Vermummung als ,passive Bewaffnung® zu bezeichnen ist deshalb
irrefithrend.

Art. 8 Abs. 2 - Beschrankung bei Veranstaltungen im Freien

Fiir Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes beschrankt werden.

Von Versammlungen in geschlossenen Raumen — als solche gelten alle,
in die man nur durch Tiiren einzutreten vermag — kann selten eine
Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen. Die Poli-
zei braucht deshalb von ihnen nichts zu wissen. Anders ist es dagegen
bei Versammlungen unter freiem Himmel, zu denen alle Formen der
Demonstration gehoren. Sie miissen 48 Stunden zuvor beim Amt fiir
offentliche Ordnung (Polizei) angemeldet werden. Sie bediirfen keiner
Genehmigung, allerdings kann die Polizei Auflagen erteilen.

Beispiel:

Will ein Demonstrationszug ausgerechnet in der Hauptverkehrszeit die
wichtigsten Strafden benutzen, um so z. B. gegen die als zu hoch empfun-
denen Fahrpreise der offentlichen Verkehrsmittel zu demonstrieren, so
kann die Polizei den Zug umleiten, um ein Verkehrschaos zu vermeiden.

Grundsitzlich aber miissen Teilnehmer im o6ffentlichen StrafSenver-
kehr Behinderungen hinnehmen, wenn diese nach den Umstédnden und
dem Zweck der Demonstration unvermeidbar sind.
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Mafdgebend ist die Giiterabwédgung. Das Verfassungsrecht auf Ver-
sammlungsfreiheit kollidiert hier mit dem Recht der Nichtdemonst-
ranten auf Bewegungsfreiheit.

In seiner Rechtsprechung hat das BVerfG den Begriff der ,,Eilversamm-
lung® eingefiihrt. Fiir Eilversammlungen gilt zwar auch die Anmelde-
pflicht, doch darf die 48-Stunden-Frist unterschritten werden. Eine
solche auch Eildemonstration genannte, kurzfristig unter freiem Him-
mel anberaumte Versammlung ist unverziiglich anzumelden, sobald
die Moglichkeit dazu besteht.

Eine Versammlung, gleichgiiltig ob in geschlossenen Raumen oder
unter freiem Himmel, von der Gewalttétigkeiten ausgehen oder bei der
zum Rechtsbruch aufgerufen wird, kann von der Polizei aufgelost wer-
den, wenn nur so die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit gewahrleistet
werden kann.

Auch blofSe Ansammlungen grofRer Menschenmassen, z. B. bei einem
Fufdballspiel, sind keine Versammlungen im Sinne des Art. 8. Die Ver-
sammlung muss auf die Teilhabe an der 6ffentlichen Meinungsbildung
zielen, die nicht nur als Nebensache erfolgt.

Beispiele:

> Wird bei einer Tanzveranstaltung gelegentlich uber das Mikrofon
eine Wahlempfehlung gegeben, so Uberwiegt doch der Unterhaltungs-
charakter und die Veranstaltung ist somit keine Wahlversammlung.

» Auch bei der bekannten Love-Parade liberwiegt der Spaf3charakter,
trotz einiger mitgefihrter politischer Parolen.

Die Versammlungsfreiheit steht eingeschrinkt auch Minderjdhrigen
zu. Fiir Soldaten gelten die Grundrechtseinschrankungen des Art. 17a,
aufgrund derer die Teilnahme in Uniform untersagt ist und in Krisen-
zeiten grundsétzlich verboten werden kann.
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Art. 9 [Vereinigungsfreiheit]

Die Verfassungsbestimmung enthalt ein Doppelgrundrecht. Es besteht einmal
aus dem individuellen Recht der Handlungsfreiheit, und zum anderen ist der
Verein selbst Trager von Grundrechten, so auch der Vereinigungsfreiheit.
Mehrere Vereine kdnnen sich zu Dachorganisationen zusammenschliefRen,
wie z. B. die Landesfufiballverbdnde zum Deutschen Fuf3ballbund.

Art. 9 Abs. 1 - Vereinigungsfreiheit

Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.

Vereine und Gesellschaften lassen sich unter dem Oberbegriff Vereini-
gungen subsumieren. Eine solche ist ein auf Dauer angelegter freiwilli-
ger Zusammenschluss natiirlicher oder juristischer Personen zur Ver-
folgung eines gemeinsamen Zweckes. Dabei ist es unerheblich, ob der
Verein rechtsfihig (e. V.) ist oder nicht, ob es sich um eine ideelle Ver-
einigung handelt, etwa ein Verein zur Rettung der Menschheit, oder um
eine gewinnorientierte Gesellschaft wie eine AG, GmbH usw. Keine Ver-
einigung im Sinne des Art. 9 Abs. 1 sind soziale Gruppen, z. B. die Fami-
lie oder Gesinnungsgemeinschaften wie etwa Vegetarier, und ,,Bewe-
gungen®, obwohl die Grenzen fliefSend sein konnen. Fiir Kirchen und
Parteien, wiewohl Letztere begrifflich Vereine sind, gelten Sonderrege-
lungen, z. B. Art. 21.

Die Vereinigungsfreiheit gilt als Grundrecht nur fiir Deutsche, ist aber
durch die Europdische Menschenrechtskonvention und das Vereinsge-
setz auch Auslidndern zugestanden.

Der Art. 9 hat eine erhebliche Drittwirkung, d. h. er gilt auch zwischen
einzelnen Privatpersonen und dem betreffenden Verein. So darf ein
Verein den Aufnahmeantrag einer Person nicht willkiirlich ablehnen.
Auch die freie Entscheidung, auszutreten oder nicht beizutreten, muss
gewihrleistet sein, sog. negative Vereinsfreiheit.
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Beispiel:

> Der Gesangsverein ,Frohsinn® darf einen Aufnahmeantrag nicht des-
halb ablehnen, weil der Bewerber vor Jahren im Gesangsverein
,Liederkranz“gesungen hat.

> Ein Sportverein darf ein Mitglied, das ordnungsgemaf gekiindigt hat,
nicht mit einer Geldstrafe belegen. Sollte in der Vereinssatzung eine
solche Bestimmung stehen, ware diese nichtig.

Art. 9 Abs. 2 - Schranke: Strafbarer Zweck

Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tatigkeit den Strafgesetzen zuwider-
laufen oder die sich gegen die verfassungsmafige Ordnung oder gegen den
Gedanken der Volkerverstandigung richten, sind verboten.

Verboten sind:

1. Vereinigungen, deren Zweck oder Tatigkeit gegen die allgemeinen
Strafgesetze verstofien;

Beispiel:
Der Verein ,Trickreich® schult seine Mitglieder in der Kunst des Taschen-
diebstahls.

2. Vereinigungen, die gegen die verfassungsmafSige Ordnung verstofsen
(s. Kommentierung zu Art. 18);

Beispiel:
Der ,Spartakus-Verein® setzt sich die Errichtung einer Ratedemokratie
zum Ziel.

3. Vereinigungen, die der Volkerverstdandigung zuwiderlaufen;

Beispiel:
Die Gesellschaft ,Nurdeutsch® fordert, dass in Deutschland nur Deutsche
ihren Wohnsitz nehmen durfen.
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Das Verbot wird von der zustdndigen Verwaltungsbehdrde ausgespro-
chen, die auch den Vollzug vornimmt.

Art. 9 Abs. 3 - Koalitionsfreiheit im Arbeits-/Wirtschaftsbereich

Das Recht, zur Wahrung und Forderung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen Vereinigungen zu bilden, ist fiir jedermann und fiir alle Berufe
gewahrleistet. Abreden, die dieses Recht einschranken oder zu behindern
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Mafinahmen sind rechtswidrig.
Maf3nahmen nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und
Artikel 91 diirfen sich nicht gegen Arbeitskampfe richten, die zur Wahrung
und Forderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen
im Sinne des Satzes 1 gefiihrt werden.

Die von Abs. 3 erfassten Vereinigungen werden als Koalitionen bezeichnet.
Zur Koalition gehoren drei Voraussetzungen:

1. Sie muss auf Dauer angelegt sein.

2. Thr Zweck ist die Wahrung und Forderung der Arbeitsbedingungen,
wozu Arbeitszeit, Lohnhdhe, Arbeitsschutz u. A. zihlen.

3. Sie muss gegnerfrei sein, d. h. unabhiangig von der Gegenseite, und
zu ihren Mitgliedern darf niemand gehoren, gegen den sich ihre
Interessen richten.

Beispiel:

Als Arbeitgeber kann der Personalchef eines Automobilkonzerns nicht
Mitglied in der Arbeitnehmerorganisation der IG Metall sein. Unter
diesem Gesichtspunkt ist die Mitgliedschaft hoher Reprasentanten der
offentlichen Hand in der Gewerkschaft ver.di problematisch, die bei
Lohnverhandlungen im &ffentlichen Dienst die Arbeitgeberseite ver-
treten.

Die Koalitionsfreiheit, die auch Ausldndern zusteht, ist ein Spezialfall
der allgemeinen Vereinsfreiheit; auch hier gilt das Negativrecht, damit
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auch die Freiheit, einer solchen nicht beizutreten. Es darf prinzipiell
kein erheblicher Druck ausgeiibt werden, um die Mitgliedschaft zu
erzwingen.

Beispiel:

Sicherlich dirfen Arbeitskollegen versuchen, einen Arbeitnehmer zu
Uberreden, der Gewerkschaft beizutreten. Unerlaubt aber ware eine
Drohung, wie sie im Bergbau friiher tiblich war, dass ihm bei Weigerung
bald ,eine Spitzhacke ins Kreuz fliegen“ wiirde.

Kein Arbeitnehmer darf bei Einstellung, Entlassung oder Entlohnung
bevorzugt oder benachteiligt werden, ob er Gewerkschaftsmitglied ist
oder nicht. Eine Absprache der Arbeitnehmerorganisation mit einzel-
nen Unternehmen - in GrofSbritannien friiher iiblich und als ,,closed
shop” bezeichnet — nur Gewerkschaftsmitglieder einzustellen, wire
ein schwerer VerfassungsverstofS. Hier greift die sog. Drittwirkung der
Grundrechte deutlich in die Gestaltung der Beziehungen zwischen Pri-
vaten ein.

Lange war umstritten, ob der Art. 9 Abs. 3 auch Arbeitskdmpfe grund-
rechtlich schiitzt, d. h. Streik und Aussperrung. Erst mit der Notstands-
verfassung von 1968 wurde der dritte Satz Abs. 3 angehédngt und damit
das Recht auf Arbeitskimpfe grundgesetzlich indirekt garantiert.
Streiks sind aber nur zuldssig, wenn sie z. B. um Verbesserungen der
Einkommens- und Arbeitsbedingungen gefiihrt werden, nicht jedoch
aus politischen Griinden.

Beispiel:

Eine Gewerkschaft kann nach Ablauf des Tarifvertrages und Scheitern
der Tarifverhandlungen einen Streik ausrufen; nicht aber, weil sie mit
dem neu gewahlten Regierungschef nicht einverstanden ist. Ausnahme:
Ist die staatliche Ordnung gematf? Art. 20 gefahrdet, ist auch ein politisch
begriindeter grofRer Streik (Generalstreik) als Widerstandsrecht zuldssig.
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Beamte und Soldaten geniefSen das Koalitionsrecht nur eingeschrénkt,
ein Streikrecht steht ihnen nicht zu. Ebenso kann fiir Arbeitnehmer in
Kirchen, z. B. Pfarrer, das Streikrecht eingeschriankt sein. Auch ein
Streik in grofien Presseunternehmen kann rechtswidrig sein, wenn
dadurch die offentliche Meinungsbildung (Art. 5 Abs. 1) erheblich
gestort wird.

Mangels einer gesetzlichen Regelung ist nach einem Urteil des BVerfG
aus dem Jahre 1993 ein Einsatz von Beamten auf bestreikten Arbeits-
pldtzen unzuldssig, weil sich damit der 6ffentliche Arbeitgeber einen
Vorteil verschafft, den der private nicht besitzt, denn er kann nieman-
den anweisen, auf solchen Arbeitspldtzen zu arbeiten.
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Art. 10 [Brief- Post-, Fernmeldegeheimnis]

Nach dem Wortlaut ,Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis“konnte es sich
um drei Grundrechte handeln. Tatsachlich aber begriindet Art. 10 ein einheit-
liches Grundrecht, namlich das der vertraulichen Kommunikation. Es handelt
sich um eine Spezialvorschrift zu Art. 2 Abs. 1, die damit Vorrang hat.

Art. 10 hat eine generelle Ausstrahlungswirkung auf das Privatrecht. Nach
der Privatisierung der Post- und Telekommunikationsdienste gilt der Schutz-

bereich weiterhin gegen alle von aufBen erfolgende staatliche Eingriffe.

Art. 10 Abs. 1 - Recht auf vertrauliche Kommunikation

Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletz-
lich.

Das Briefgeheimnis schiitzt jede schriftliche Nachricht, die in einem
verschlossenen Umschlag von einer Person zur anderen oder an einen
bestimmten Kreis von Menschen gerichtet wird, unabhingig von der
Schrift- und Vervielfdltigungsart. Das Abwehrrecht richtet sich gegen
den Staat, hat aber auch eine mittelbare Drittwirkung.

Beispiel:

Ein Arbeitgeber kann zwar verbieten, dass mit der Frankiermaschine der
Firma auch Privatbriefe freigestempelt werden. Er darf aber solche Briefe
nicht auf Verdacht hin 6ffnen, um auf diese Weise zu kontrollieren, ob
sein Verbot befolgt wird.

Das Postgeheimnis reicht weiter als das Briefgeheimnisi. e. S. Es erstreckt
sich auf die korperliche Ubermittlung von Nachrichten und Giitern auf
postalischem Wege, und zwar von der Aufgabe beim Beforderer bis zur
Ablieferung beim Empfianger. Es gilt somit auch fiir Karten, Druck-
sachen und Pakete. Geschiitzt ist sowohl der Inhalt als auch bereits die
Tatsache der Ubermittlung selbst.
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Beispiel:

Der Brieftrager darf nicht - schon von weitem mit der Karte winkend -
rufen: ,Herr Mdller, Ihr Sohn hat die Priifung bestanden!“und ebenso
wenig darf er dem Ehemann mitteilen, dass seine Frau regelmatf3ig ,Post
aus Amerika“ erhalt.

Das Fernmeldegeheimnis schiitzt die Ubertragung von Nachrichten
durch unkorperliche Signale, d. h. elektrische und elektromagnetische,
optische, funktechnische sowie analoge oder digitale. Richtigerweise
kann bereits von einem Telekommunikationsgeheimnis gesprochen
werden. Es sichert die Vertraulichkeit aller Ubertragungen im Fernmel-
deverkehr, d. h. Telefon, Telegramm, Fernschreibverkehr und ,,moder-
ner“ Kommunikationsmittel wie Standleitungen bei Computern, Tele-
text, Telefax und Bildschirmtext.

Beispiel:

Der Behordenchef kann zwar verbieten, dass von den Dienstapparaten
Privatgesprache geflihrt werden. Er darf aber nicht mit einer Abhdran-
lage die Befolgung seiner Weisung kontrollieren.

Art. 10 Abs. 2 - Schranke: gesetzliche Anordnung

Beschrankungen diirfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden.
Dient die Beschrankung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daf} sie dem Betroffenen nicht mit-
geteilt wird und daf} an die Stelle des Rechtsweges die Nachpriifung durch
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Urspriinglich enthielt der Abs. 2 nur den ersten, an sich selbstver-
stindlichen Satz, nach dem z. B. das Telefon eines unter Mordver-
dacht Stehenden ohne dessen Wissen abgehort werden darf. Ein solch
schwerer Eingriff in das Grundrecht bedarf aber der richterlichen
Anordnung. Wenn das Abhdren von einem Staatsanwalt angeordnet
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wurde, weil Gefahr im Verzuge war, so besteht eine richterliche Nach-
priifbarkeit.

Mit der Notstandsverfassung von 1968 ist in das Grundrecht durch
den zweiten Satz dieses Absatzes in nicht unbedenklicher Weise einge-
griffen worden. In den hier genannten Tatbestdnden entfillt die rich-
terliche Nachpriifbarkeit und an ihre Stelle tritt ein Parlamentsaus-
schuss (das sog. G-10-Gremium) und kontrolliert die RechtmafSigkeit.
Der Betroffene muss nur dann nachtraglich unterrichtet werden, wenn
damit der Uberwachungszweck nicht gefdhrdet wird.

Das Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung — also die auch anlasslose
massenhafte Speicherung von Verbindungsdaten (Telefon, Telefax,
Mails) bis zu sechs Monaten (auch wenn der Inhalt der Mitteilung nicht
erfasst wurde) — hat das BVerfG am 2. Mirz 2010 als verfassungswidrig
verworfen. Nur unter ganz strengen, engen Grenzen sind solche Erfas-
sungen zuldssig und miissen nach Auswertung unverziiglich geloscht
werden.
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Art. 11 [Freiziigigkeit]

Freizligigkeit ist das Recht, ,unbehindert durch die deutsche Staatsgewalt
an jedem Ort innerhalb des Bundesgebietes Aufenthalt und Wohnsitz zu
nehmen* (BVerfG). Aufenthalt kann u. U. schon ein Verweilen von wenigen
Minuten sein, eine Ubernachtung, z. B.im Hotel, ist auf jeden Fall ein Auf-
enthalt, der als Grundrechtsausiibung geschiitzt ist. Dies Recht kann in
positive und negative Freizugigkeit unterteilt werden, letztere ist z. B. das
Recht, nicht umziehen zu missen.

Zu diesem Grundrecht gibt es nur wenige hochstrichterliche Urteile, weil

es offensichtlich kaum je verletzt worden ist.

Art. 11 Abs. 1 - Freiziigigkeitsrecht

Alle Deutschen genief3en Freiziigigkeit im ganzen Bundesgebiet.

Dieses Grundrecht gilt nur fiir Deutsche; wegen der weitgehenden Nie-
derlassungsfreiheit fiir Angehorige der EU-Staaten ist seine Begren-
zung auf ein Biirgerrecht praktisch bedeutungslos. Art. 11 garantiert
ferner die freie Einreise (fiir Deutsche).

Die Freiziigigkeit gilt auch fiir Jugendliche, ist aber durch das Eltern-
recht eingeschrénkt (s. Bemerkung zu Art. 6 Abs. 2).

Art. 11 Abs. 2 - Gesetzliche Einschrankung moglich

Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur
fiir die Falle eingeschrankt werden, in denen eine ausreichende Lebens-
grundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere
Lasten entstehen wiirden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden
Gefabhr fiir den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung
des Bundes oder eines Landes, zur Bekampfung von Seuchengefahr, Natur-
katastrophen oder besonders schweren Ungliicksfallen, zum Schutze der
Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren Handlungen vorzubeugen,
erforderlich ist.
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In das Recht auf Freiziigigkeit kann nur aus folgenden Griinden einge-
griffen werden:

1. Fehlende Sicherung des Lebensunterhaltes. Diese Begrenzung ist
praktisch bedeutungslos geworden, weil durch die Sozialhilfe ein
Existenzminimum gesichert wird, deshalb sieht das Zwolfte Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) keine Freiziigigkeitsbeschriankung fiir
Sozialhilfeempfanger mehr vor.

2. Innerer Notstand

3. Seuchen, Naturkatastrophen, schwere Ungliicksfille

Beispiel:

Die Polizei sperrt flir Llangere Zeit ein ganzes Gebiet, um Schaulustige
abzuwehren, wie etwa bei der Elbeflut 2002 geschehen. Keine Beein-
trachtigung der Freizligigkeit im Sinne des Art. 11 liegt vor, wenn eine
StraRe wegen Reparaturen vorlbergehend blockiert oder der Verkehr
umgeleitet wird.

4. Schutz der Jugend

Beispiel:
Personen unter 18 Jahren dirfen bestimmte Strafsen des ,Rotlicht-
milieus” nicht betreten.

5. Vorbeugung strafbarer Handlungen

Beispiel:

Die Polizei kann ,berufsmafiigen“ Demonstranten den Zutritt zu einer
Stadt verwehren, wenn zu beflirchten ist, dass von ihnen gewalttatige
Aktionen ausgehen.
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Art. 12 [Freiheit des Berufes]

Diese Bestimmung konkretisiert das Recht auf freie Entfaltung der Person-
lichkeit (Art. 2 Abs. 1). Es ist ein Abwehrrecht gegen unzuldssige Staats-
eingriffe und zugleich eine Wertentscheidung von erheblicher Bedeutung
fur die Wirtschaftsordnung, verbietet sich doch damit z. B. eine sozialistische
Planwirtschaft ohne freie Arbeitsplatzwahl, wie sie in der DDR bestand.

Art. 12 Abs. 1 - Berufsfreiheit

Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstatte
frei zu wahlen. Die Berufsausiibung kann durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes geregelt werden.

Berufsfreiheit umfasst das Recht auf Berufswahl, freie Berufsaus-
iibung und freie Wahl des Arbeitsplatzes bzw. der Ausbildungsstétte.
Der Begriff Beruf ist weit auszulegen. Dazu gehort jede erlaubte (!)
mit Erwerbsabsicht ausgeiibte Tatigkeit. Dariiber hinaus zdhlt jede
Tatigkeit — ob selbststdndig oder unselbststindig — dazu, die nach-
haltig und dauerhaft ausgeiibt wird, was nicht ununterbrochen hei-
fen muss. Mafsgebend ist, ob diese Tatigkeit zur Lebensgrundlage
dienen soll, Hobbyarbeiten gehoren also ebenso wenig zur Arbeit im
Sinne des Art. 12 wie Nebentétigkeiten. Unerheblich ist, ob die beruf-
liche Tatigkeit wirtschaftlich erfolgreich ist, den herkommlichen
Berufsbildern entspricht, gesellschaftlich erwiinscht ist oder miss-
achtet wird.

Beispiele:

Der StraRenmusikant ist beruflich tatig, sofern er nicht nur an beson-
deren Tagen wie etwa vor Weihnachten auftritt. - Der Kunstmaler als
(vermeintlich) verkanntes Genie ubt einen Beruf aus, auch wenn die
schndde Welt nur selten eines seiner Bilder kauft. - Die (angemeldete)
Prostituierte arbeitet bekanntlich ,professionell* und hat daher einen
Beruf.
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Dagegen (ibt der Rauschgiftdealer als ,Handler* ebenso wenig einen Beruf aus
wie der ,Profikiller” - trotz seiner Bezeichnung.

Das Grundrecht gilt nur fiir Deutsche, aufgrund des EU-Vertrages prak-
tisch aber auch fiir EU-Biirger.

Die Freiheit der Berufswahl soll den freien Zugang zu einem Beruf
sichern. Sie gibt aber kein Recht auf Arbeit im gewdhlten Beruf. Ein sol-
ches Grundrecht kennt das GG aus wohl erwogenen Griinden nicht.
Eine Arbeitsplatzgarantie fiihrt einmal zu einer vollig unproduktiven
Verschwendung von Arbeitskriften, weil auch der unwillige und un-
fahige Mitarbeiter nicht entlassen werden kann. Zum anderen miisste
der Staat, um ein solches Grundrecht einzulésen, das Recht haben,
Arbeitsuchenden bestimmte Tadtigkeiten auch gegen deren Willen zu-
zuweisen. Das aber wire ein schwerer Verstof$ gegen Art. 2 Abs. 1, der
auch das ,,Recht auf Faulheit“ schiitzt.

Der Art. 12 Abs. 1 schiitzt den Aussteiger und gewahrleistet die Frei-
heit, iiberhaupt keinen Beruf bzw. keine Tatigkeit auszuiiben, weil die
Nichtwahl eines Berufes die negative Inanspruchnahme der Freiheit
der Berufswahl ist. Die freie Wahl und Ausiibung von Berufen verstarkt
den Wettbewerb und soll bewusst nicht vor der Zulassung unliebsamer
Konkurrenz schiitzen.

Beispiel:

Eine gelernte Buchhalterin tibernahm freiberuflich die Verbuchung kauf-
mannischer Vorgange verschiedener Unternehmen. In Zweifelsfallen hat
sie den Steuerberater gefragt. Darin aber sah die Steuerberaterkammer
einen Versto gegen das Buchfiihrungsprivileg der Steuerberater im
Rahmen der ,Rechtsberatung in Steuersachen®, weil auch einfache Buch-
haltungsaufgaben gewisse steuerliche Grundkenntnisse voraussetzten.
Das BVerfG aber entschied letztinstanzlich zugunsten der selbststandi-
gen Buchhalterin, denn in der Sache besteht kein Unterschied, ob solche
Aufgaben von Angestellten oder ,durch sachkundig selbststandig tatige
Buchflihrungshelfer* ausgefiihrt werden.
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Freiheit der Berufsausiibung ist die Freiheit, iber Art und Weise der
beruflichen Tatigkeit selbst zu entscheiden.

Beispiel:

Ein Kunstler kann die Skulptur ,X“aus gebrauchten Zahnblirsten anferti-
gen; aber er hat selbstverstandlich keinen Anspruch auf Abkauf oder
einen Ausstellungsplatz im Kunstmuseum.

Die freie Wahl des Arbeitsplatzes sichert jedem das Recht, sich frei zu
entscheiden, einen Arbeitsplatz anzunehmen, beizubehalten oder zu
wechseln. Art. 12 Abs. 1 kann aber wiederum nicht garantieren, dass
es den gewiinschten Arbeitsplatz auch wirklich fiir den Einzelnen gibt,
und schiitzt selbstverstindlich auch nicht vor Kiindigung.

Beispiel:

Selbst die gut ausgebildete Schauspielerin hat keinen Rechtsanspruch
auf ein Engagement, auch wenn oder gerade weil das Theater bis zu
90 Prozent aus 6ffentlichen Mitteln subventioniert wird.

Die freie Wahl der Ausbildungsstitte, dazu gehoren weiterfiihrende
Schulen, Hochschulen und Einrichtungen der Berufsvorbereitung, sichert
den ungehinderten Zugang zur Ausbildung und dient damit der Ver-
wirklichung des Grundsatzes der freien Berufswahl.

Beispiel:

Wenn der Staat die Berufsausiibung, z. B. als praktischer Arzt, vom erfolg-
reichen Abschluss eines Medizinstudiums abhangig macht, muss er die-
ses Studium auch ermoglichen.

Im Art. 12 Abs. 1 wird deutlich, dass ein Grundrecht nicht nur ein Ab-
wehrrecht, sondern auch ein Teilhaberecht sein kann. Das Recht zur
freien Wahl der Ausbildungsstétte schafft beispielsweise einen An-
spruch auf Zulassung zum Studium, soweit Ausbildungsmoglichkeiten
vorhanden sind. Erst wenn diese erschopft sind, darf ein Auswahlver-
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fahren vorgenommen werden, sog. Numerus clausus. Voraussetzung fiir
die Zulassung zum Studium ist selbstverstdndlich, dass der Bewerber
die Vorbedingungen erfiillt, z. B. die Hochschulreife erworben hat.

Eine Berufsausiibung kann gemafS Art. 12 Abs. 1 Satz 2 staatlich ,,gere-
gelt, d. h. umfassend gesetzlich geordnet werden. Diese Regelungen
konnen unterschiedlich schwer in das Recht der Berufsausiibung ein-
greifen. Grundsitzlich gilt: Je grofRer das Bediirfnis zum Schutz der All-
gemeinheit ist, desto stiarker konnen die Eingriffe sein. Je geringer das
Gemeinwohl gefdhrdet ist, desto schwicher miissen die Beschrankun-
gen ausfallen.

Beispiele:

Eine Hebamme darf ihre Tatigkeit nur bis zur Vollendung des 70. Lebens-
jahres austiben, weil das Schutzinteresse der gebarenden Mutter und des
neugeborenen Lebens die volle kdrperliche und geistige Leistungsfahig-
keit erfordern. Ein Gastwirt aber darf noch mit Gber 90 Jahren zapfen.

Das BVerfG hat fiir die Rechtfertigung des Gesetzgebers zur Ausgestal-
tung des Art. 12 Abs. 1 die sog. Stufenlehre entwickelt, die eine Prizisie-
rung des VerhdltnismdfSigkeitsgrundsatzes ist, der bei Art. 12 besonders
zu beachten ist. Sie besagt — verkiirzt formuliert: Je grofSer die Intensi-
tat ist, mit der jemand von seiner Berufsausiibung abhéangt (Abhdngig-
keitsintensitdt), desto geringer muss die Intensitdt sein, mit der staat-
lich eingegriffen wird (Eingriffsintensitdit).

Nur ein besonders wichtiges Gemeinschaftsgut, wie etwa die Volks-
gesundheit oder der Umweltschutz, rechtfertigen einen schweren Ein-
griff in die freie Berufswahl und -ausiibung.

Beispiel:

Ein Gesetz, nach dem gefahrliche Guter nur mit der Bahn transportiert
werden durfen, ist zuldssig, wenn damit der Zweck verfolgt wird, Gefahr
flr Leib und Leben der Biirger abzuwenden. Unzuldssig ware es, wenn
damit nur die Wirtschaftlichkeit der Bahn erhoht werden sollte.
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Fiir die freie Wahl der Ausbildungsstétte und die Zulassigkeit von Be-
schrankungen gelten dieselben Prinzipien. Auch hier ist zwischen subjek-
tiven (z. B. Abitur fiir das Studium) und objektiven Zulassungsvorausset-
zungen zu unterscheiden. Ein Numerus clausus (lat. = geschlossene Zahl)
als objektive Zulassungsvoraussetzung ist nur verfassungskonform, wenn

» nur auf diese Weise die Funktionstuichtigkeit der Hochschule in
Forschung und Lehre gesichert werden kann;

» die Ausbildungskapazitaten erschopft sind;

> die Auswahl der Studienbewerber und ihre Verteilung auf die Studien-
platze nach sachgerechten Kriterien erfolgen.

Art. 12 Abs. 2 - Kein Arbeitszwang

Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, auf3er im
Rahmen einer herkdmmlichen allgemeinen, fiir alle gleichen 6ffentlichen
Dienstleistungspflicht.

Arbeitszwang ist die Verpflichtung zu personlicher Dienstleistung, die
einen mehr als nur unbedeutenden Aufwand erfordert. Erlaubt ist
jedoch die Verpflichtung, wenn sie zu allgemeinen 6ffentlichen Dienst-
pflichten gehort, z. B. zur Ausiibung des Schoffenamtes.

Generell aber bleibt das Recht nach Abs. 2 bestehen, dass niemand
arbeiten ,,muss®, auch wenn er konnte. Dennoch hat er Anspruch auf
(eine bescheidene) 6ffentliche Fiirsorge.

Art. 12 Abs. 3 - Zwangsarbeit im Strafvollzug

Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung
zuldssig.

Zwangsarbeit unterscheidet sich vom Arbeitszwang darin, dass der zur
Zwangsarbeit Verpflichtete nicht nur zu einer bestimmten, mengen-
maflig begrenzten Leistung herangezogen wird, sondern seine gesamte
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Arbeitskraft iiber einen lingeren Zeitraum zur Verfiigung stellen muss.
Ein solcher Zwang zur Arbeit ist nur bei Insassen einer Strafvollzugs-

anstalt zuldssig.

Beispiel:

Die Zwangsarbeit von Haftlingen ist nicht beendet, wenn die verlangte
Anzahl von Spinden geschreinert wurde. Die Insassen kénnen anschlief}end
zum Hofkehren befohlen werden.
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Art. 12a [Wehrpflicht, Ersatzdienst]

Urspriinglich (1955) hatte sich die BRD fiir die Ableistung einer Wehrpflicht
entschieden. Seit dem 1.Juli 2011 wird das Wehrpflichtgesetz nicht mehr
angewandt. Die Aussetzung des Gesetzes bedeutet aber nicht, dass damit
auch die grundgesetzliche Wehrpflicht aufgehoben wurde. Sie kann aus
gegebenem Anlass jederzeit durch das alte oder ein neues Gesetz wieder

belebt werden.

Art. 12a Abs. 1 - Wehr- und Dienstverpflichtung

Manner kénnen vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in
den Streitkraften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband
verpflichtet werden.

Die Verfassungsbestimmung ist eine typische Kannvorschrift, denn die
Grundentscheidung zur bewaffneten Landesverteidigung (Art. 87a)
kann auch durch eine Berufsarmee auf freiwilliger Grundlage geleistet
werden.

Art. 12a Abs. 2 - Kriegsdienstverweigerung

Wer aus Gewissensgriinden den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann
zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf
die Dauer des Wehrdienstes nicht iibersteigen. Das Nahere regelt ein Gesetz,
das die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeintrachtigen darf und
auch eine Maglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muf3, die in keinem
Zusammenhang mit den Verbanden der Streitkrafte und des Bundesgrenz-
schutzes steht.

Art.12a Abs. 3

Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 herangezogen
sind, konnen im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
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zu zivilen Dienstleistungen fiir Zwecke der Verteidigung einschlieBlich des
Schutzes der Zivilbevilkerung in Arbeitsverhiltnisse verpflichtet werden;
Verpflichtungen in 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnisse sind nur zur
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Aufgaben
der offentlichen Verwaltung, die nur in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
verhiltnis erfiillt werden konnen, zuldssig. Arbeitsverhaltnisse nach Satz 1
konnen bei den Streitkraften, im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der dffent-
lichen Verwaltung begriindet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhaltnisse
im Bereiche der Versorgung der Zivilbevolkerung sind nur zuldssig, um ihren
lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen.

Art.12a Abs. 4

Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im zivilen
Sanitdts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militdrischen Lazarett-
organisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so kdnnen
Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten fiinfundfiinfzigsten
Lebensjahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienst-
leistungen herangezogen werden. Sie diirfen auf keinen Fall zum Dienst mit
der Waffe verpflichtet werden.

Art.12a Abs. 5

Fiir die Zeit vor dem Verteidigungsfalle konnen Verpflichtungen nach Absatz 3
nur nach Maf3gabe des Artikels 80a Abs. 1 begriindet werden. Zur Vorbereitung
auf Dienstleistungen nach Absatz 3, fiir die besondere Kenntnisse oder Fertig-
keiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht werden. Satz 1
findet insoweit keine Anwendung.

Art.12a Abs. 6

Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskraften fiir die in Absatz 3
Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden,
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so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Aus-
iibung eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes eingeschrankt werden. Vor Eintritt des Verteidigungs-
falles gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.
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Art. 13 [Unverletzlichkeit der Wohnung]

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung ist ein individuelles
Abwehrrecht gegen alle Organe der 6ffentlichen Gewalt. Es gilt nicht fir
privatrechtliche Beziehungen, regelt somit keine Mietverhdltnisse und
schafft selbstverstandlich keinen Wohnraumanspruch.

Art. 13 Abs. 1 - Schutz der raumlichen Privatsphare

Die Wohnung ist unverletzlich.

Trager dieses Grundrechts ist jeder unmittelbare Besitzer der Woh-
nung. Das konnen auch Ausldnder oder Kinder sein. Besitzer ist z. B. der
Mieter oder ein kurzzeitig dort verweilender Gast. Der Begriff Woh-
nung ist weit auszulegen. Im Prinzip gehort dazu alles, was generell als
raumliche Privatsphdre mit dem Anspruch genutzt wird, dort in Ruhe
gelassen zu werden.

Beispiele:

Deswegen zahlen als Wohnung auch die Nebenraume eines Hauses,
ein Zimmer in einem Pflegeheim, eine Gartenhutte, Segelyacht und
ein Hotelzimmer. Dagegen gehdért nicht zur Wohnung das Auto oder
der Strandkorb. Ebenso gelten Geschafts- und Ladenraume nicht als
Wohnung, genauso wenig wie leerstehende Wohnungen, weil sie nicht
Statte der privaten Lebensentfaltung sind.

Im Gegensatz zu fast allen anderen Grundrechten kann der Berechtigte
auf dieses Grundrecht zeitweilig verzichten.

Beispiele:

» Ein Haus liegt in der Nahe eines Gefangnisses. Der Hausbesitzer raumt
der Polizei das Recht ein, jederzeit, auch unangemeldet und wahrend
seiner Abwesenheit, auf bloen Verdacht hin seine Kellerraume nach
Ausbrechern zu durchsuchen.
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> Einem Bewohner in einer Senioreneinrichtung geht es sehr schlecht.
Er vereinbart, dass seine Zimmertur dauerhaft offen steht, bis es ihm
wieder besser geht.

Art. 13 Abs. 2 - Durchsuchung

Durchsuchungen diirfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch
durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur
in der dort vorgeschriebenen Form durchgefiihrt werden.

Eine Durchsuchung ist das Suchen durch staatliche Organe, z. B. Polizei,
nach Personen oder Sachen, die der Wohnungsinhaber freiwillig nicht
preisgeben will. Es ist unerheblich, ob damit Zwecke des Straf- oder
Zivilprozessrechts verfolgt werden.

Beispiel:

Die Polizei sucht in der Wohnung nach einer Diebesbeute, der Gerichts-
vollzieher sucht nach pfandbaren Sachen, z. B. goldenen Uhren, und der
Steuerfahnder nach Unterlagen, mit denen der dringende Verdacht auf
Steuerhinterziehung erhartet werden kann.

Eine solche Durchsuchung darf im Grundsatz nur von einem Richter
angeordnet werden. Er hat unabhéngig zu priifen, ob die gegen den
Wohnungsinhaber vorliegenden Verdachtsmomente stark genug sind,
um einen so schweren Eingriff wie die Verletzung der Intimsphére der
Wohnung zu rechtfertigen. Das gilt insbesondere fiir Durchsuchungen
wihrend der Nachtzeit. Droht Gefahr, darf jedoch auch ohne richter-
lichen Befehl in die Wohnung eingedrungen werden.

Beispiel:

Die Polizei verfolgt einen fliichtigen Mordverdachtigen und sieht,
wie er sich auf einem Privatgrundstiick in einem Wohnwagen zu
verstecken versucht. Sie darf sofort und notfalls unter Gewalt-
anwendung in den Wohnwagen eindringen, obwohl dieser im
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Gegensatz zum Auto als Wohnung gilt, und den mutmafilichen Tater
festnehmen.

Ein Durchsuchungsbeschluss muss spétestens nach einem halben Jahr
vollzogen werden, um einen Eingriff in das Grundrecht der Unverletz-
barkeit der Wohnung zu rechtfertigen, sonst gewihrleistet der Richter-
beschluss, so das BVerfG, nicht mehr, dass die Durchsuchung erforder-
lich ist.

Art. 13 Abs. 3 - Anforderungen fiir einen ,Lauschangriff“

Begriinden bestimmte Tatsachen den Verdacht, da® jemand eine durch Gesetz
einzeln bestimmte, besonders schwere Straftat begangen hat, so diirfen zur
Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur
akustischen Uberwachung von Wohnungen, in denen sich der Beschuldigte
vermutlich aufhilt, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachverhalts
auf andere Weise unverhaltnismaf3ig erschwert oder aussichtslos ware.

Die Maf3nahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei
Richtern besetzten Spruchkorper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch
einen einzelnen Richter getroffen werden.

Dieser Abs. 3 Satz 1 dient der Verfolgung besonders schwerer Straftaten
durch Einsatz akustischer Mittel, vor allem durch ,Wanzen“ sowie das
Anzapfen der Telefon- und Faxleitungen und durch Personensender, die
am Korper verdeckt arbeitender Ermittler befestigt sind. Der schwere
Eingriff in die Unverletzbarkeit der Wohnung unterliegt verschirft dem
Grundsatz der VerhdltnismdfSigkeit.

Am 3. Médrz 2004 gab das BVerfG einer Verfassungsbeschwerde im
Wesentlichen statt, nach der Vorschriften der Strafprozessordnung zur
Durchfiihrung der akustischen Wohnraumiiberwachung gegen eine
ganze Reihe grundgesetzlicher Bestimmungen (u. a. Art. 1 Abs. 1, Art. 19
Abs. 4) verstofst. Die Anforderungen an die Rechtméfigkeit einer
Wohnraumiiberwachung miissen umso strenger sein, je grofler das
Risiko ist, dass Gespridche ,hochstpersonlichen Inhalts“ mitgehort



78 | Die Grundrechte

werden konnen. Demnach diirfen die akustischen Mittel nur im Falle
der Schwerstkriminalitdt, z. B. zur Terrorismusbekdmpfung eingesetzt
werden. Auch ist eine Uberwachung ausgeschlossen, wenn der Ver-
ddchtige sich mit nahe stehenden Personen unterhilt, die nicht als Tat-
beteiligte in Betracht kommen. Im Klartext kann das bedeuten, dass
das Gerit abgeschaltet werden muss, sobald etwa die Ehefrau des Uber-
wachten das Zimmer betritt.

Art. 13 Abs. 4 - Technische Mittel zur Gefahrabwehr

Zur Abwehr dringender Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, insbesondere
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, diirfen technische Mittel zur
Uberwachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung ein-
gesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maflnahme auch durch eine
andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden, eine richterliche
Entscheidung ist unverziiglich nachzuholen.

Dieser Absatz regelt den Einsatz akustischer und optischer Mittel zur
vorbeugenden Gefahrenabwehr. Zu diesen technischen Mitteln geho-
ren auch Videokameras sowie das Auffangen der Abstrahlungen von
Computern.

Beispiele:

Lebensgefahr fiir die von ihrem Ehemann bedrohte Frau, Gefahrdung
der offentlichen Sicherheit durch vermuteten Bau einer Sprengbombe
(Gemeingefahr).

Art. 13 Abs. 5 - Schutz der Ermittler

Sind technische Mittel ausschlieflich zum Schutze der bei einem Einsatz in
Wohnungen tétigen Personen vorgesehen, kann die MaRnahme durch eine
gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Ver-
wertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Straf-
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verfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zuldssig, wenn zuvor die Recht-
maBigkeit der Mafdnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge
ist die richterliche Entscheidung unverziiglich nachzuholen.

Diese Sonderregelung dient ausschlieflich dem Schutz der Ermittler,
sodass ein rascher Zugriff moglich ist, wenn z. B. das Risiko besteht,
dass sie bei einem fingierten Drogenankauf enttarnt werden und ihnen
Gefahr fiir Leib und Leben droht.

Art. 13 Abs. 6 - Parlamentarische Kontrolle

Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jahrlich iiber den nach
Absatz 3 sowie iiber den Zustandigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4
und, soweit richterlich liberpriifungsbediirftig, nach Absatz 5 erfolgten Ein-
satz technischer Mittel. Ein vom Bundestag gewdhltes Gremium libt auf der
Grundlage dieses Berichtes die parlamentarische Kontrolle aus. Die Lander
gewadbhrleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.

Die Bestimmung dient der Verstdarkung der ohnedies vorhandenen par-
lamentarischen Kontrolle.

Art. 13 Abs. 7 - Gefahrabwehr, Schutz der 6ffentlichen Sicherheit

Eingriffe und Beschrankungen diirfen im librigen nur zur Abwehr einer
gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr fiir einzelne Personen, auf Grund
eines Gesetzes auch zur Verhiitung dringender Gefahren fiir die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur
Bekampfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefdhrdeter Jugendlicher
vorgenommen werden.

Mafinahmen zur Abwehr einer Gefahr oder zur Wahrung und Wieder-
herstellung der offentlichen Sicherheit und Ordnung sind erlaubte
Eingriffe und Beschrankungen des Unverletzlichkeitsrechts. Aber auch
sie miissen bei Wohnrdumen eng begrenzt sein, um jede vermeidbare
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Storung fernzuhalten. Bei reinen Geschifts- und Betriebsraumen ist
das Schutzbediirfnis dagegen geringer.

Beispiele:

> Aus einer Wohnung dringt Gasgeruch; man beflrchtet, der Wohnungs-
inhaber begeht Selbstmord.

> Die Feuerwehr dringt in eine brennende Wohnung ein, deren Besitzer
verreist sind.
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Art. 14 [Eigentum, Erbrecht und Enteignung]

Die Eigentumsgarantie ist ein elementares Grundrecht, das bis auf die
franzosische Erklarung der Menschen- und Blrgerrechte von 1789 zurtick-
geht. Die Eigentumsgarantie schliefst die Garantie des Erbrechts ein. Damit
schreibt die Verfassung aber keine bestimmte Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung vor. Gabe es einen Sozialismus mit Privateigentum auch an
Produktionsmitteln, so wirde ein solches System nicht allein schon deshalb

von vornherein gegen den Art. 14 verstofen.

Art. 14 Abs. 1 - Beschrankte Eigentumsgarantie

Das Eigentum und das Erbrecht werden gewdbhrleistet. Inhalt und Schranken
werden durch die Gesetze bestimmt.

Der Satz 1 hat eine Doppelfunktion: Er garantiert zum einen das Eigen-
tum als Freiraum fiir den Grundrechtstrager, das ist jedes Individuum,
und ist zum anderen ein Rechtsinstitut, d. h. die grundsétzliche privat-
rechtliche Eigentumsordnung muss gewahrleistet bleiben. Diese grund-
legende Wertentscheidung zugunsten des Privateigentums hat der Ge-
setzgeber bei allen Vorhaben zu beriicksichtigen. Eine Sozialisierung
(Vergesellschaftung) aller Produktionsmittel ist damit ausgeschlossen.
Der Eigentumsbegriff des GG ist erheblich weiter gezogen als der des
biirgerlichen Rechts, das darunter nur die rechtliche Herrschaftsmacht
iber Sachen (= korperliche Gegenstidnde) versteht (§ 903 BGB).

Beispiele:

> Zum Schutzbereich des Art. 14 gehoren auch Geldforderungen, das
Recht am geistigen Eigentum (Urheberrechte, Patentrechte) und
Rentenanspriiche, soweit sie Uberwiegend auf Eigenleistungen
beruhen, wie Anspriiche gegen die gesetzliche Rentenversicherung.

> Zum geschiitzten Eigentum zahlen keine Chancen, Erwartungen
und Hoffnungen, Kalkulation, auf dem Tippschein ,sechs Richtige*
angekreuzt zu haben, Vermutung, dass der dem Tode geweihte Grof3-
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vater eine stattliche Erbschaft hinterldsst, Profiterwartungen aus
einem erworbenen Geschaftsbetrieb, Vorteile eines Kundenstamms
oder Aussichten auf kiinftig gesteigerte Umsatze.

> Auch gegen die Geldentwertung des Sparbuches und Preisverfall,
etwa einer Immobilie, gibt es keinen Grundrechtsschutz.

> Nicht dazu gehoren ferner z. B. sozialhilferechtliche Ansprtiche,
Forderungen auf Kindergeld oder Wohngeld. Der Gesetzgeber kann
diese Anspriiche ganz oder teilweise streichen, ohne sich einer
Grundrechtsverletzung schuldig zu machen.

> Auch Anspriiche der Beamten auf Pension fallen nicht unter Art. 14,
kommen aber aufgrund des Berufsbeamtentums in der Wirkung einer
Eigentumsgarantie gleich.

In einem Urteil des BVerfG vom 26. Mai 1993 wurde das Besitzrecht des
Mieters dem Eigentumsrecht des Vermieters gleichgestellt. In den
Entscheidungsgriinden zu diesem Urteil heifSt es: ,Das Besitzrecht
des Mieters an einer gemieteten Wohnung ist Eigentum im Sinne von
Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes. Der Eigentumsschutz des
Mieters unterscheidet sich in seiner Struktur nicht von demjenigen
des Vermieters und Eigentiimers.“ Damit hat das Besitzrecht Verfas-
sungsrang wie das Eigentumsrecht erhalten, weil die Wohnung auch
fiir den Mieter ,Mittelpunkt der privaten Existenz” sei. Das Urteil hat
fiir die Rechtsprechung in Mietsachen erhebliche Konsequenzen.

Beispiel:

Ein Vermieter muss nicht nur wie bisher schon Eigenbedarf geltend
machen, um in den Besitz seiner vermieteten Wohnung zu gelangen, er
muss vielmehr einen ,ernsthaften, vernunftigen und nachvollziehbaren
Erlangungswunsch®dufiern. Die zustandigen Fachgerichte missen dann
prifen, ob das Interesse des Eigentiimers an der Wohnung tatsachlich
gewichtiger ist als das des Mieters.

Art. 14 Abs. 1 schiitzt jedoch Geldvermogen nicht vor Entwertung. Auch
wenn z. B. Sparguthaben nach einer Inflation effektiv wertlos gewor-
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den sind, hat der Betroffene kein einklagbares Recht, Entschadigung zu
verlangen.

Alle Schutz- und Beschriankungsbestimmungen des Art. 14 gelten
gleichermafSen auch fiir das Erbrecht. Es gewédhrt zum einen die Testier-
freiheit, d. h. das Recht des Erblassers, sein Vermogen im Erbfall nach
Belieben einem anderen zum Eigentum zu iiberlassen, zum anderen
garantiert es dem Erben den Schutz des ererbten Eigentums. Allerdings
sind der praktischen Ausiibung des Erbrechts erhebliche (zuldssige)
Einschrankungen auferlegt.

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer ist nach Verwandtschaftsgrad
und Hohe der Erbmasse gestaffelt und kann bis zu 50 Prozent der Hin-
terlassenschaft hinwegraffen, was praktisch mindestens einer Teilent-
eignung gleichkommt. Der Steuerzugriff darf allerdings keinen konfis-
katorischen Charakter annehmen. Wo die genaue Grenze liegt, ist offen.
Aber das typische Einfamilienhaus z. B. darf nicht so belastet werden,
dass die Erben es verkaufen miissen, nur um die fdllige Erbschaftsteuer
bezahlen zu konnen.

Auch die gesetzlichen Pflichtteilsanspriiche der Kinder, ableitbar
aus Art. 6, engen die Testierfreiheit und damit das Erbrecht erheblich
ein.

Art. 14 Abs. 2 - Sozialpflichtigkeit

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen.

Der Absatz bestimmt die sog. Sozialpflichtigkeit des Eigentums und ist
Teil des Sozialstaatsgebotes. Diese Sozialbindung des Eigentums be-
stimmt, dass Eigentum nicht nur eine Rolle zum Privatnutz spielt, son-
dern zugleich auch dem Gemeinnutz dienen soll. Der Grad der sozialen
Funktion und damit das Ausmafd der Sozialpflichtigkeit des Eigentums
héangt davon ab, welche Bedeutung es aufier fiir den Eigentiimer auch
noch fiir andere Personen hat.
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Beispiel:

Wer seinen Kleiderschrank vorsatzlich im Garten anziindet, begeht allen-
falls ein Umweltdelikt, schadigt aber keinen anderen. Der Fabrikant
dagegen, der ,seine” Fabrik anziindet, vernichtet damit zugleich Arbeits-
platze.

Art. 14 Abs. 3 - Enteignung zum Wohl der Allgemeinheit

Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zuldssig. Sie darf nur
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaf3 der
Entschddigung regelt. Die Entschddigung ist unter gerechter Abwagung der
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der
Hohe der Entschidigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten offen.

Die Grenzen zwischen starker Eigentumsbeeintrachtigung und Enteig-
nung konnen im Einzelfall fliefRend sein.

Beispiel:

Ein Grundstuick wird in Staatseigentum Ubertragen, weil eine Teilstrecke
der geplanten Autobahn teilweise dartberflihrt. Aber: Ein Grundstiicksei-
gentiimer wird verpflichtet, einen Fufweg Uber sein Grundstulick zur
benachbarten Schule zu dulden, damit die Schulkinder eine verkehrs-
reiche Strae nicht Giberqueren missen.

Eine Enteignung, gleich welcher Art und in welchem Ausmafs, ist
grundsitzlich an drei Bedingungen gekniipft:

1. Sie muss dem Gemeinwohl dienen, darf somit nicht Einzelnen
zugute kommen.

Beispiel:
Dieser Kerngedanke war eine Grundlage des ,Boxberg*Urteils des BVerfG,
nach dem eine Enteignung fur eine geplante Teststrecke zugunsten eines
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suddeutschen Automobilunternehmens untersagt wurde, obwohl das
Unternehmen die Schaffung neuer Arbeitsplatze wahrend und nach dem
Bau der Teststrecke zugesagt hatte.

2. Sie muss letztes Mittel sein, d. h. eine Enteignung ist nur zulassig,
wenn es keine anderen verantwortbaren Losungen gibt.

Beispiel:

Ein Abriss von Hausern, um Platz fiir den Straftenbau zu schaffen, ist nur
erlaubt, wenn eine Umgehung ohne wesentlich h6here Kosten unmog-
lich ist.

3. Der Enteignete muss stets entschadigt werden (sog. Junktimsklau-
sel), d. h. keine Enteignung ohne Entschddigung. Die Hohe der Ent-
schiddigung richtet sich nach dem Markt- oder Verkehrswert, den
der Gegenstand zu dem Zeitpunkt hat, an dem der Entschadigungs-
bescheid zugestellt wird. Die Enteignungsentschddigung soll einen
Interessenausgleich darstellen. Der Betroffene darf weder einen
Liebhaberpreis, z. B. fiir seine enteignete Burgruine, erhalten, noch
darf die offentliche Hand sich durch eine zu niedrige Entschidi-
gung bequem bereichern. Es besteht nur ein Anspruch auf Entschi-
digung fiir das, was zum Enteignungszeitpunkt vorhanden war, sog.
Bestandsgarantie. Eine blofSe Erwerbschance, (sog. Erwerbsgarantie)
wird nicht geschiitzt. Es gibt daher keine Entschiadigung fiir ent-
gangene Zukunftsgewinne. Im Streitfall entscheiden die Gerichte.

Beispiel:

Ein Friseurmeister, dessen Salon wegen des Baus einer U-Bahn abgeris-
sen wird, und der deshalb in einen anderen Stadtteil umziehen muss,
hat nur Anspruch auf den Gegenwert seines Betriebes, nicht aber auf
Entschadigung flir den Verlust seiner Stammkundschaft.

Nach der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 erhielt die Eigen-
tumsgarantie des GG eine neue, dufSerst brisante Dimension: Viele
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Biirger der (alten) Bundesrepublik Deutschland forderten Riickgabe
oder Entschidigung fiir die nach dem 8. Mai 1945 erfolgte Enteignung
ihrer bebauten und unbebauten Grundstiicke in der damaligen sowjeti-
schen Besatzungszone bzw. der spateren DDR.

Am 23. April 1991 entschied das BVerfG, dass die Bestimmungen
des Einigungsvertrages, ,,Enteignungen auf besatzungsrechtlicher oder
besatzungshoheitlicher Grundlage aus den Jahren 1945 bis 1949 nicht
riickgidngig zu machen, keinen Verstofs gegen die Eigentumsgaran-
tie darstellen.
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Art. 15 [Sozialisierung]

Art. 15 - Entziehung von Eigentum

Grund und Boden, Naturschitze und Produktionsmittel konnen zum
Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaf
der Entschddigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der
Gemeinwirtschaft liberfiihrt werden. Fiir die Entschadigung gilt Art. 14
Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.

Nach iiberwiegender Meinung der Verfassungsrechtler enthilt dieser
Artikel, obwohl er im Grundrechtsabschnitt steht, kein Grundrecht. Er
ist nur aus der Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes in den Jahren
1948/49 zu erklédren als eine Art Kompromiss zwischen divergierenden
politischen Zielsetzungen fiir — vereinfacht formuliert — Kapitalismus
oder Sozialismus.

Bis Ende 2008 hatte dieser Artikel keine praktische Bedeutung, wurde
also nie angewandt. Erst 2009 wurde aus dem aktuellen Anlass der
Finanzkrise ein Gesetz verabschiedet, das es erlaubt, finanzschwache
(systemrelevante) Banken notfalls zu verstaatlichen, wenn die Eigen-
tiimer ihre Beteiligungsrechte nicht freiwillig verkaufen. Das Gesetz
wurde erstmals 2009 angewandt — bei der Miinchner Bank Hypo Real
Estate (HRE).
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Art. 16 [Ausbiirgerung, Auslieferung]

Art. 16 Abs. 1 - Schutz der Staatsangehorigkeit

Die Deutsche Staatsangehorigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust
der Staatsangehdorigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den
Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch
nicht staatenlos wird.

~Entziehung“ bedeutet Aberkennung der Staatsangehorigkeit und da-
mit Ausbiirgerung.

Die von der DDR wiederholt ausgeiibte Praxis, unliebsamen Biirgern
die Staatsangehorigkeit zu entziehen und ihnen damit das Recht zu
nehmen, in ihrem Staat zu leben, ist damit ausgeschlossen.

,Verlust® der Staatsangehorigkeit kann freiwillig einmal durch Ver-
zicht geschehen. Insofern ist dieses Grundrecht im Gegensatz zu ande-
ren nicht ,unverdufRerlich“. Zum anderen kann der Verlust durch ein
frei gewdhltes Handeln entstehen, das eine Abkehr vom deutschen
Staatsverband ausdriickt.

Beispiel:
Ein Deutscher lebt jahrelang im Ausland und erwirbt auf eigenen
Wunsch die fremde Staatsangehorigkeit.

Sog. Doppelstaatler, das sind Menschen mit zwei Staatsangehorigkei-
ten, konnen vor die Alternative gestellt werden, sich fiir eine Staatsan-
gehorigkeit zu entscheiden. Wihlen sie die fremde, so ist der Verlust
der deutschen kein VerstofS gegen Art. 16 Abs. 1. Auf keinen Fall aber
darf der Betroffene durch den Verlust seiner Staatsangehorigkeit staa-
tenlos werden.
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Beispiel:

Eine deutsche Frau heiratet einen US-Blrger und erwirbt die amerikani-
sche Staatsbirgerschaft.

Art. 16 Abs. 2 - Auslieferungsverbot mit Einschrankungen

Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch Gesetz kann
eine abweichende Regelung fiir Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der
Europdischen Union oder einen internationalen Gerichtshof getroffen werden,
soweit rechtsstaatliche Grundsatze gewahrt sind.

Auslieferung ist jede zwangsweise Uberfiihrung einer Person in den
Hoheitsbereich eines anderen Staates auf dessen Ersuchen. Das Grund-
recht schiitzt davor nur Deutsche, Auslander konnen dagegen z. B. auf-
grund eines Rechtshilfeabkommens ausgeliefert werden.

Der zweite Satz stellt eine Ausnahmeregelung vom Grundsatz der
Nichtauslieferung dar und wurde als Verfassungsergidnzung im Dezem-
ber 2000 angehdngt. Voraussetzungen fiir seine Anwendung sind:

> Die Auslieferung darf nur an einen EU-Staat erfolgen oder

» an einen internationalen Gerichtshof, dessen Statut Deutschland bei-
getreten ist, und

» das Gerichtsverfahren muss anerkannten rechtsstaatlichen Grundsat-
zen entsprechen, z. B. den Anspruch auf rechtliches Gehor (vgl. Art. 103
Abs. 1).

Der Antrag der Bundesrepublik Deutschland an einen anderen Staat,
gegen einen dort lebenden Deutschen eine im Inland verhédngte Strafe
zu vollstrecken, verstofst nicht gegen das Auslieferungsverbot. Aber
ein Deutscher, der eine im Ausland strafbare Handlung begeht und
anschliefSend in die Bundesrepublik Deutschland flieht, kann und muss
in der Bundesrepublik Deutschland verurteilt werden, jedoch nur, wenn
diese Tat auch nach deutschem Recht strafbar ist.
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Beispiel:

Ein Mord, von einem Deutschen in einem Land begangen, das dafiir die
Todesstrafe verhangen wirde, wird in der Bundesrepublik Deutschland
mit lebenslanglicher Freiheitsstrafe geahndet, wenn der Tater im Inland
gefasst wird. Dagegen bleibt Devisenschmuggel in Deutschland straffrei,
weil im Prinzip jeder Deutsche jede beliebige Menge Auslandsgeld besit-
zen, transferieren und tauschen darf.
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Art. 16a [Asylgrundrecht]

Das weltweit einmalige deutsche Asylrecht als Grundrecht mit Rechtsweg-
garantie ist historisch aus der Entstehungszeit des Grundgesetzes und
als Reaktion auf die Erfahrung aus dem Nationalsozialismus, des Zweiten
Weltkriegs und der damit verbundenen Fliichtlingsbewegung zu
verstehen.

Art. 16a Abs. 1 - Asylgrundrecht

Politisch Verfolgte genief3en Asylrecht.

Asylrecht bedeutet das Recht, an einem Ort ohne Verfolgung zu sein.
Der Begriff ,, Politisch Verfolgte“ ist sehr weit auszulegen. Es bedarf dazu
nicht einmal eines bestimmten aktiven Handelns. Nach der auch von
der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten Genfer Fliichtlings-
konvention von 1951 gehoren zu politisch Verfolgten alle, die wegen
ihrer Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu einer sozialen
oder ethnischen Gruppe oder politischer Uberzeugung von Gefahr fiir
Leib und Leben bedroht sind.

Unter Verfolgung sind MafSnahmen zu verstehen, die gesetzlich uner-
laubt oder mit rechtsstaatlichen Prinzipien unvereinbar sind, z. B. Aus-
schluss von staatlichen Vergiinstigungen wegen Zugehorigkeit zu einer
bestimmten Religion. Eine politische Verfolgung liegt aber z. B. nicht
vor, wenn Minner einer bestimmten Altersgruppe zum Wehrdienst
einberufen werden.

Die Merkmale fiir die Anerkennung als politisch Verfolgter sind:

> Die Verfolgung muss von staatlichen Organen ausgehen oder von
Organisationen, die mit offener oder stillschweigender Billigung des
Staates arbeiten.

» Die Verfolgung muss gegenwartig zu befiirchten sein und mit hoher
Wahrscheinlichkeit eintreten.
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> Der Asylbewerber muss selbst verfolgt sein, eine familidre oder
freundschaftliche Verbundenheit mit einem Verfolgten genugt fur sich
allein nicht.

> Die Verfolgungsmaftnahmen miissen intensiv sein, blof3e Schikanen
und Belastigungen reichen nicht aus.

> Schliefslich muss die Gefahr fur Leben und Freiheit Gber das hinaus-
gehen, was die Bewohner des Heimatstaates aufgrund des dort
herrschenden Systems allgemein hinzunehmen haben.

Wirtschaftliche Misswirtschaft oder soziales Elend, soweit dies nicht
vorsitzlich durch Verfolgungsmafinahmen herbeigefiihrt wurde, ebenso
Naturkatastrophen oder Krieg und seine Auswirkungen kénnen allen-
falls ein Duldungsrecht schaffen, aber keine Anerkennung als politi-
scher Fliichtling.

Der Asylsuchende kann seinen Anspruch erst geltend machen, wenn
er das deutsche Staatsgebiet erreicht hat. Zwischen Verfolgung und
Flucht muss ein ursdchlicher Zusammenhang bestehen. Allerdings
kann ein Ausldnder auch nachtriglich erfolgreich Asyl begehren, wenn
inzwischen ohne sein Zutun in seinem Heimatland Umstédnde eingetre-
ten sind, die eine politische Verfolgung nach seiner Riickkehr befiirch-
ten lassen (sog. objektive Nachfluchttatbestdnde).

Beispiel:

Ein Auslander weilt zu Besuch in der Bundesrepublik Deutschland. Wah-
rend dieser Zeit wird die demokratische Regierung seines Heimatlandes
durch eine Militarjunta gewaltsam gestirzt, deren Anfiihrer er jahrelang
politisch bekampft hat.

Von diesen Griinden sind die subjektiven, vom Asylbewerber selbst ge-
schaffenen Nachfluchttatbestédnde zu unterscheiden, die keinen Asyl-
anspruch begriinden.
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Beispiel:
Erst nach dem Verlassen seines Heimatlandes schlieft sich der Auslander
einer seiner Regierung feindlich gesonnenen Extremistengruppe an.

Die Aberkennung des einmal gewédhrten Asylrechts ist moglich, aber

nicht vorgeschrieben, wenn im Heimatland inzwischen die Griinde fiir
eine Verfolgung dauerhaft weggefallen sind.

Art. 16a Abs. 2 - EU-Mitglied, sichere Drittstaaten

Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der
Europdischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist,

in dem die Anwendung des Abkommens iiber die Rechtsstellung der Fliicht-
linge und der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sichergestellt ist. Die Staaten auf3erhalb der Europdischen Gemein-
schaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch
Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fillen
des Satzes 1 kénnen aufenthaltsbeendende Mafinahmen unabhdngig von
einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.

Das ist die sog. Drittstaatenregelung. Dabei sind zwei Gruppen sicherer
Drittstaaten zu unterscheiden:

» Mitgliedstaaten der EU.Wer aus ihnen einreist, hat prinzipiell keinen
Asylanspruch.

> Andere sichere Drittstaaten, die durch Gesetz bestimmt werden (siehe
§ 26a AsylG und dessen Anlage |, die Norwegen und die Schweiz auf-
fuihrt).

Art. 16a Abs. 3 - Verfolgungsfreie Herkunftsstaaten

Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kdnnen Staaten
bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung
und der allgemeinen politischen Verhaltnisse gewahrleistet erscheint, daf3
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dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende
Bestrafung und Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, da® ein Ausldnder
aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen
vortragt, die die Annahme begriinden, daf er entgegen dieser Vermutung
politisch verfolgt wird.

Der Absatz gibt die Moglichkeit, verfolgungsfreie Herkunftstaaten zu
bestimmen. In Deutschland gelten derzeit folgende Lander als ,,verfol-
gungsfrei:

> alle Mitgliedstaaten der EU
> Albanien
> Bosnien und Herzegowina
> Ghana
» Kosovo
» Mazedonien, ehemalige Jugoslawische Republik
> Montenegro
> Senegal
> Serbien
Bei der Einreise aus diesen Staaten muss der Asylbewerber die Vermu-
tung widerlegen, nicht verfolgt zu sein.

Art. 16a Abs. 4 - Aussetzung der Abschiebung

Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Mafinahmen wird in den Fallen des
Absatzes 3 und in anderen Fillen, die offensichtlich unbegriindet sind oder
als offensichtlich unbegriindet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt,
wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmafigkeit der MaRnahme bestehen;
der Priifungsumfang kann eingeschrankt werden und verspétetes Vorbringen
unberiicksichtigt bleiben. Das Nahere ist durch Gesetz zu bestimmen.

Geregelt ist die Aussetzung der Abschiebung fiir Félle des ,ernstlichen
Zweifels“ in § 36 Abs. 4 AsylG. Nur wenn massive Zweifel an der Rechts-
mafigkeit des Ablehnungsbescheids bzw. am Zustandekommen dieses
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Bescheids vorliegen, greift dieser Schutz. Er kann dann als Eilverfahren
vor dem Verwaltungsgericht geltend gemacht werden.

Art. 16a Abs. 5 - Volkervertrage, EU-Recht

Die Absatze 1 bis 4 stehen volkerrechtlichen Vertragen von Mitgliedstaaten
der Europdischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten
nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen
iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge und der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertrags-
staaten sichergestellt sein muf}, Zustandigkeitsregelungen fiir die Priifung
von Asylbegehren einschliefdlich der gegenseitigen Anerkennung von Asyl-
entscheidungen treffen.

Die Bestimmung hat vor allem die Funktion, das deutsche Asylrecht
»europasicher zu gestalten. Eine europidische Regelung, z. B. das
Schengener Abkommen, hat Vorrang gegeniiber dem deutschen Recht,
sofern nicht wesentliche Inhalte der Grundrechtsbestimmungen tan-
giert werden.
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Art. 17 [Petitionsrecht]

Das Petitionsrecht hat historische Vorlaufer, die bis ins ausgehende Mittel-
alter reichen. Im Absolutismus war es ein Gnadenakt des Fiirsten, seine
Untertanen anzuhdren. Das Petitionsrecht hat allgemein auch die Funktion

des ,Herzausschiittenkdnnens®.

Art. 17 - Petitionsrecht

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen
schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zustdndigen Stellen und an
die Volksvertretung zu wenden.

Im Unterschied zum Gnadenakt beinhaltet Art. 17 ein fiir jedermann
auch gemeinschaftlich zustehendes Recht, ,,Bitten und Beschwerden®
vorzubringen und eine Antwort zu verlangen. Eine blofRe Empfangsbe-
statigung geniigt nicht. Andererseits braucht eine Ablehnung nur kurz
begriindet zu werden.

Das Einlegen von Rechtsmitteln, z. B. Berufung nach einem Strafur-
teil, ist keine Petition, diese kann aber parallel dazu erfolgen. Die Bitt-
schrift (= Petition) kann an jede ,zustandige Stelle“ gesandt werden,
z. B. an die Polizei, somit nicht nur an die Volksvertretungen, die dafiir
besondere Petitionsausschiisse eingesetzt haben. Ist die angerufene
Behorde nicht zustidndig, so hat sie die Petition an die zustdndige Stelle
weiterzugeben.

Eine Petition muss schriftlich abgefasst und unterschrieben werden.
Anonyme Petitionen sind rechtlich und sachlich bedeutungslos. Die
Petition ist zwar fristlos und formlos, aber sie erhilt nicht stets auch
noch das dritte ,f“ wie angeblich eine Dienstaufsichtsbeschwerde,
namlich fruchtlos. Die Bittschrift darf kein gesetzeswidriges Verhalten
fordern oder einen erpresserischen Inhalt haben. Beleidigungen sind
ebenfalls unzulissig, allerdings wird dabei ein grofSziigiger Maf3stab an-
gelegt, weil sonst das Beschwerderecht eingeengt werden kénnte. Die
Petition muss sich auf ein konkretes Begehren oder einen bestimmten
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missbilligten Vorgang beziehen. Allgemeine Norgelei, Tadel oder Lob
sind keine Petition. Eine Petition braucht sich ferner nicht auf eigene
Angelegenheiten zu erstrecken, sondern kann durchaus auch Belange
des Allgemeinwohls zum Inhalt haben.

Beispiel:

Bibelzitate wie ,Tut Buf3e* oder ,Du sollst nicht Liigen“sind fir sich allein
keine Petition. Sie liegt aber vor, wenn das Parlament aufgefordert wird,
die ,unertraglich“ hohen Einkommensteuern zu senken oder bei einer
Beschwerde Uber die Unfreundlichkeit der Dame im Vorzimmer des
Prasidenten der Oberfinanzdirektion.

Beamte haben bei Petitionen, sofern diese sich auf dienstliche Angele-
genheiten erstrecken, den Dienstweg einzuhalten. Fiir Soldaten gilt die
Sonderregelung des Art. 17a.
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Art. 17a [Grundrechtseinschrankungen fiir Soldaten]
Dieser Artikel enthalt kein selbststandiges Grundrecht, sondern zusatzliche,

Uber die allgemeinen Schranken eines Grundrechts hinausgehende
Beschrankungen.

Art. 17a Abs. 1 - Personliche Einschrankungen

Gesetze iiber Wehrdienst und Ersatzdienst kdnnen bestimmen, daf3 fiir die
Angehorigen der Streitkrafte und des Ersatzdienstes wahrend der Zeit des
Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort, Schrift und
Bild frei zu duf3ern und zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz),
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht
(Artikel 17), soweit es das Recht gewahrt, Bitten oder Beschwerden in
Gemeinschaft mit anderen vorzubringen, eingeschrankt werden.

Diese abschliefRende, d. h. vollstdandige Aufzdhlung moglicher Einschran-
kungen bedeutet im Grundsatz eine Bestandsgarantie der Grundrechte
auch fiir Soldaten. Damit wird dem Leitbild des ,Biirgers in Uniform“
entsprochen, der auch als Soldat Staatsbiirger mit allen, wenn auch
teilweise eingeschrinkten, Rechten und Pflichten bleibt. Der Art. 17a
gilt nur fiir die aktiven Wehr- oder Ersatzdienstleistenden, somit nicht
fiir Reservisten.
Die Einschriankungen gelten fiir folgende Bereiche:

1. Meinungsfreiheit

Beispiel:

Der Soldat darf in der Kasernenstube seine politische Meinung frei
auRern, muss aber dabei die Pflicht zur Kameradschaft beachten. Er darf
jedoch nicht am schwarzen Brett eine Aufforderung zur Wehrdienst-
verweigerung anbringen.
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2. Versammlungsfreiheit. Von der Moglichkeit, den Besuch von Ver-
sammlungen gesetzlich zu verbieten, ist bisher kein Gebrauch
gemacht worden. Es ist kein Grundrechtsverstof3, wenn das Tragen
von Uniformen bei parteipolitischen Versammlungen verboten
wird. Die Versammlungsfreiheit (Art. 8) schliefst nicht das Recht
ein, dieses Grundrecht in Uniform auszuiiben.

3. Petitionsrecht. Die Einschriankung bezieht sich nur auf die gemein-
schaftlich vorgebrachte Beschwerde oder Bitte. Im Ubrigen konnen
sich an den Wehrbeauftragten wenden. Eine gemeinschaftlich ver-
fasste Petition konnte leicht in die Ndhe der nach dem Soldatenge-
setz strafbaren Meuterei geraten.

Art. 17a Abs. 2 - Einschrankung zur Verteidigung, Zivilschutz

Gesetze, die der Verteidigung einschlie3lich des Schutzes der Zivilbevdlkerung
dienen, kdnnen bestimmen, daf? die Grundrechte der Freiziigigkeit (Artikel 11)
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) eingeschrankt werden.

Der Gesetzgeber hat von dieser Erméchtigung z. B. im Soldatengesetz
Gebrauch gemacht, denn gemafs § 18 dieses Gesetzes ist der Soldat ver-
pflichtet, in der Gemeinschaftsunterkunft Quartier zu nehmen, und
kann sich insoweit nicht auf das Freiziigigkeitsrecht (Art. 11) berufen.
Im Ubrigen ist diese Bestimmung weit auszulegen und gibt z. B. Sol-
daten das Recht, im Rahmen eines Mandvers Privatgrundstiicke zu
betreten, wenn dies zur Erfiillung des Ubungszweckes notwendig ist.
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Art. 18 [Verwirkung von Grundrechten]

Art. 18 - Grundrechtsverwirkung bei Mif3brauch

Wer die Freiheit der Meinungsduferung, insbesondere die Pressefreiheit
(Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit
(Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht
(Artikel 16a Abs. 2) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung mif3braucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und
ihr Ausmafd werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.

Diese Verfassungsbestimmung ist ein — man ist geneigt zu sagen:
typisch deutsches Unikat. Es enthilt kein Grundrecht, sondern ist Aus-
druck der ,streitbaren Demokratie“, geboren aus der Erfahrung der
Weimarer Republik, und ist in der Verfassungsgeschichte neu. Sie
driickt den Willen der demokratischen Ordnung aus, sich gegen ihre
inneren Feinde zu verteidigen. Der Selbstbehauptungswille und der
Kerngedanke des Art. 18 werden in dem Motto ,Keine Freiheit fiir die
Feinde der Freiheit trefflich erfasst.

Der Katalog der Grundrechte, die bei missbrduchlicher Nutzung zu
ihrer Verwirkung fiihren konnen, ist vollstandig. Der Missbrauch ande-
rer Grundrechte ist im Sinne des Art. 18 unerheblich.

Auch schirfste innenpolitische Auseinandersetzungen sind legitim.
Eine Grundrechtsverwirkung ist nur moglich, wenn die Grundrechte
zum aggressiven Kampf gegen die ,,freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung® missbraucht werden.

Im Gegensatz zum iiblichen Sprachgebrauch spricht das GG nach
einem Urteil des BVerfG stets nur von ,freiheitlich demokratischer
Grundordnung®, wenn folgende Merkmale erfiillt sind:

» Recht der Personlichkeit auf Leben und freie Entfaltung
> Volkssouveranitat
> Gewaltenteilung
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Verantwortlichkeit der Regierung
Gesetzmafsigkeit der Verwaltung
Unabhangigkeit der Gerichte
Mehrparteiensystem
Chancengleichheit fiir alle Parteien

v VvV Vv Vv Vv Vv

Recht auf Opposition

Beispiel:

Ein Wahlkampfaufruf ,Nieder mit der xyz-Partei“ ist kein Missbrauch des
Grundrechts auf freie Meinungsaufierung, wohl aber die Aufforderung ,Alle
Macht den Raten!, weil damit das Gewaltenteilungsprinzip beseitigt
wirde.

Die Griindung einer ,Volksbewegung“ zum Verbot des Autofahrens
missbraucht nicht die Vereinigungsfreiheit, wohl aber ein , Kampf-
bund® zur Errichtung einer Diktatur.

,Verwirkung“ bedeutet nicht, dass der Betroffene diese Grundrechte
nicht mehr ausiiben kann, er verliert lediglich den Grundrechtsschutz,
z. B. bei MafSnahmen der Polizei gegen ihn.

Art und Reichweite der Verwirkung von Grundrechten kann nur das
BVerfG aussprechen. Diese hohe Barriere gibt dem Art. 18 eine geringe
praktische Bedeutung. Bisher haben nur vier Verfahren vor dem BVerfG
stattgefunden; in keinem Fall hat das Gericht eine Grundrechtsverwir-
kung ausgesprochen.
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Art. 19 [Schutz der Grundrechte]

Art. 19 ist inhaltlich kein eigenstandiges Grundrecht, sondern enthdlt eine
Garantie, die dem Schutz der Grundrechte dient.

Art. 19 Abs. 1 - Gesetzesvorbehalt notwendig

Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes eingeschrankt werden kann, muf} das Gesetz allgemein und
nicht nur fiir den Einzelfall gelten. AuBerdem muf} das Gesetz das Grundrecht
unter Angabe des Artikels nennen.

Nur solche Grundrechte diirfen eingeschrankt werden, die einen Geset-
zesvorbehalt aufweisen, bei denen also im Grundrecht selbst die Mog-
lichkeit zum regelnden und damit einschriankenden Gesetz eingerdumt
ist. Dazu gehoren Art. 2 Abs. 2 Satz 3, Art. 6 Abs. 3; Art. 8 Abs. 2; Art. 10
Abs. 2; Art. 11 Abs. 2; Art. 13 Abs. 3 und Art. 16 Abs. 1 Satz 2. Alle ande-
ren Grundrechtsartikel sind nicht antastbar.

Grundrechtseinschrankungen im Sinne des Art. 19 Abs. 1 liegen nicht
vor bei der sog. Schrankentrias (= die Dreiergruppe der Grundrechts-
schranken) des Art. 2 Abs. 1, auch nicht beim Hinweis auf die allgemei-
nen Gesetze (Art. 5 Abs. 2). Art. 19 Abs. 1 gilt ferner nicht bei den iibrigen
gesetzlichen Inhalts- und Schrankenbestimmungen, die der Verfassungs-
geber dem Gesetzgeber von vornherein eingerdaumt hat (Art. 12 Abs. 1
Satz 2; Art. 14 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 3 jeweils Satz 2 und Art. 15 Satz 1).
Eine Grundrechtseinschriankung liegt ferner bei einem reinen Verfah-
rensgesetz nicht vor, das aufgrund einer Verfassungsbestimmung erlas-
sen wurde. Ein solches Gesetz regelt lediglich, wie ein Grundrecht prak-
tisch ausgeiibt werden soll (z. B. Art. 4 Abs. 3 Satz 2), ist daher keine
Beschrdnkung des Grundrechts.

Ein Individualgesetz zur Grundrechtseinschriankung ist unzuléssig. Das
Gesetz muss stets so abstrakte Merkmale haben, dass es auf eine nicht
ndher zu bestimmende Vielzahl von Fillen zutrifft oder zutreffen kann.
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Art. 19 Abs. 1 enthélt ferner das sog. Zitiergebot, d. h. der Gesetzgeber
muss ausdriicklich das Grundrecht nennen, das eingeschrankt werden
soll. Damit sollen Grundrechtsianderungen transparent gemacht wer-
den. Diese Bestimmung kann auch als eine Art Warnschuss an den
Gesetzgeber aufgefasst werden, sich bewusst zu machen, was er tut,
wenn er ein Grundrecht begrenzt. Einschrankende Gesetze miissen das
betreffende Grundrecht jedoch nur dann ausdriicklich nennen, wenn
das Gesetz die Schranken verengt, die von vornherein in jedem Grund-
recht selbst enthalten sind.

Art. 19 Abs. 2 - Wesensgehalt

In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet
werden.

Was zum ,, Wesensgehalt“ eines Grundrechts gehort, ist in allgemeiner
Form kaum bestimmbar. Es kann nur von Fall zu Fall hochstrichterlich
entschieden werden. Jedenfalls kommt in dieser Bestimmung ein Miss-
trauen gegeniiber dem Gesetzgeber zum Ausdruck, wird seine grund-
sdtzliche gesetzgeberische Freiheit damit begrenzt. Kein Grundrecht
darf aufgehoben oder entscheidend eingeengt werden. Die Kernsubs-
tanz darf vom Gesetzgeber auch bei volliger Ausschopfung seines
Ermessensspielraums nicht angetastet werden.

Beispiel:

Mit einem Vermummungsverbot bei Demonstrationen wird das Grund-
recht des Art. 8 Abs. 2 sicherlich nicht verletzt, es hindert den Teilnehmer
ja nicht an der Ausiibung seines Rechtes. Das Kernrecht der Versamm-
lungsfreiheit bleibt erhalten. Anders ware es, wenn an einer Kundgebung
z.B. nur Personen teilnehmen durfen, die im Umkreis von 500 Metern
wohnen, die anderen kénnten ihr Recht dann praktisch nicht ausiiben.



104 | Die Grundrechte

Art. 19 Abs. 3 - Juristische Personen

Die Grundrechte gelten auch fiir inldndische juristische Personen, soweit sie
ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.

Grundrechtstrdger sind zunéchst alle natiirlichen Personen. Dabei ist zu
unterscheiden zwischen Grundrechten fiir Deutsche, z. B. nach Art. 8
und 9, und Jedermann-Grundrechten, z. B. Art. 1 bis 6. Grundrechte gel-
ten, soweit anwendbar, auch fiir juristische Personen.

Fiir diese Personengruppe sind zwei Arten zu unterscheiden:

> 1. Juristische Personen des Privatrechts. Fiir sie hat das BVerfG den
Begriff juristische Person weit gefasst, so gehoren dazu nicht nur die
eingetragenen Vereine (e. V.) oder die Kapitalgesellschaften wie
z.B. AG, GmbH, sondern auch nichtrechtsfihige Vereinigungen, sofern
sie zu eigener Willensbildung fahig sind, z. B. die Handelsgesell-
schaften OHG und KG.

Fiir diese weit gefasste Kategorie der inlindischen (!) juristischen Per-
sonen gelten folgende Grundrechtsartikel: Art. 2 Abs. 1; Art. 3 Abs. 1;
Art.4 Abs. 1; Art. 5 Abs. 1 und 3; Art. 7 Abs. 4; Art. 8; Art. 9 Abs. 1 und 3;
Art. 10 Abs. 1; Art. 11 Abs. 1; Art. 12 Abs. 1; Art. 13; Art. 14; Art. 17 und
Art. 19.

Auf juristische Personen sind naturgemifl die folgenden Grund-
rechtsartikel nicht anwendbar: Art. 1 Abs. 1; Art. 2 Abs. 2; Art. 3 Abs. 2;
Art. 4 Abs. 3; Art. 6; Art. 12 Abs. 3; Art. 12a und Art. 16a.

Beispiel:

Eine Aktiengesellschaft genieft die Eigentumsgarantie des Art. 14, aber
nicht den Schutz der Glaubensfreiheit des Art. 4 Abs. 1, weil die AG als
juristische Person im Gegensatz zu den Aktionaren keine religidse Uber-
zeugung haben kann.
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> 2.Die Grundrechte gelten dagegen nicht fiir juristische Personen des
dOffentlichen Rechts wie Gebietskorperschaften, z. B. Gemeinden und
Anstalten des 6ffentlichen Rechts, wie Staatliche Seminare zur Leh-
rerausbildung. Sie handeln im Auftrag des Staates, sind somit nicht
Anspruchsberechtigte, sondern gegeniiber den Grundrechtstriagern
Grundrechtsverpflichtete, d. h. sie miissen die Grundrechte gemaf$
Art. 1 Abs. 1 schiitzen.

Eine Sonderregelung gilt fiir die offentlich-rechtlich organisierten
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, da sie nicht zum
staatlichen Bereich gehoren. Sie geniefRen Grundrechtsschutz nach
Art. 3, Art. 4 und Art. 14.

Nur ausnahmsweise konnen sich juristische Personen des offent-
lichen Rechts auf Grundrechte berufen.

Beispiel:
Universitaten konnen fiir sich Art. 5 Abs. 3, die 6ffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten Art. 5 Abs. 1 Satz 2 in Anspruch nehmen.
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Art. 19 Abs. 4 - Rechtsweggarantie

Wird jemand durch die dffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht
ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zustandigkeit nicht begriindet
ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt
unberiihrt.

Art. 19 Abs. 4 enthilt ein formelles Hauptgrundrecht, d. h. jeder hat das
formliche Recht, die Gerichte anzurufen, um dort Rechtsschutz zu fin-
den. Zu diesem Recht gehort auch, dass Rechtsuchenden der Zugang zu
den Gerichten nicht durch zu hohe finanzielle und biirokratische Hiir-
den unzumutbar erschwert wird oder kaum einhaltbare kurze Fristen
ihm das Einlegen von Rechtsmitteln praktisch unmoglich machen.
Auch hier ist der Grundsatz der VerhdltnismdfSigkeit von der staatlichen
Gewalt strikt zu wahren.

Zur ,,offentlichen Gewalt zdhlen alle Vollzugshandlungen der Exeku-
tive; dagegen gehoren die Legislative und Rechtsprechung im Sinne
des Art. 19 Abs. 4 Satz 1 nicht dazu. Die Bestimmung soll Schutz durch,
nicht gegen den Richter gewdhren. Voraussetzung fiir die Anwendung
von Art. 19 Abs. 4 ist, dass jemand in seinen eigenen Rechten verletzt
wird. Das GG gewdhrt keine Verbands- oder Popularklage als Grund-
recht. Aber der Gesetzgeber hat von der Moglichkeit Gebrauch gemacht,
die das GG nicht ausschliefst, solche Klagen zuzulassen.

Beispiel:

Der Bund fiir Umwelt- und Naturschutz (BUND) kann aufgrund des
Bundesnaturschutzgesetzes gegen den Vollzug einschldgiger Gesetze
im Bereich Natur- Umwelt- und Tierschutz klagen.

Art. 19 Abs. 4 gewihrleistet einen liickenlosen richterlichen Schutz.
Sollten sich andere Gerichtszweige, z. B. Finanzgerichte oder Verwal-
tungsgerichte, fiir unzusténdig erkldren, bleibt der ordentliche Rechts-
weg offen, z. B. die Klage beim ortlichen Amtsgericht. In der Praxis aber
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sind die Verwaltungsgerichte fiir alle Klagen gegen die 6ffentliche Ver-
waltung zustandig.

Im modernen Staat darf sich der Biirger normalerweise sein Recht
nicht selbst verschaffen; Selbsthilfe ist nur statthaft, wenn staatliche
Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne sofortiges Eingreifen
die Gefahr besteht, dass sein Anspruch nicht oder nur schwer verwirk-
licht werden kann.

Beispiel:

Ein Glaubiger hindert einen Groschuldner, sich in letzter Minute per
Flugzeug in ein Land abzusetzen, in dem die Beitreibung der Schulden
praktisch unmaoglich ist.

Auch vorbeugender Rechtsschutz ist moglich, d. h. bevor der Betrof-
fene durch die Ausfiihrung eines Gesetzes in seinem Grundrecht tat-
sdchlich verletzt wird, wenn z. B. schwere Nachteile entstiinden, die
nachtréglich nicht mehr beseitigt werden konnen.

Beispiel:

Das BVerfG hat in seiner Entscheidung zum Gesetz Uber die Volkszdhlung
von 1983 eine Reihe von Fragen als unvereinbar mit dem Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung erklart (s. Bemerkung zu Art. 2 Abs. 1), bevor
das Volkszahlungsgesetz Uiberhaupt angewandt wurde.



Abkurzungsverzeichnis

Abs. Absatz

Art. Artikel

AsylG Asylgesetz

BAG Bundesarbeitsgericht

BGB Biirgerliches Gesetzbuch
BGH Bundesgerichtshof
BVerfG Bundesverfassungsgericht
d.h. das heifdt

EU Européische Union

GG Grundgesetz

s. siehe

sog. SO genannte/r

u. U. unter Umstédnden

u.a. unter anderem

UN United Nations — Vereinte Nationen
vgl. vergleiche

z.B. zum Beispiel



Stichwortverzeichnis

Abhingigkeitsintensitit 69
Abschiebung, Aussetzung 94
Abschussbefehl 25
Anmeldung Demonstration 54
Arbeitnehmerorganisation 58
Arbeitskampf 59
Arbeitsplatzwahl 68
Arbeitszwang 70
Asylgrundrecht 91
Aufenthalt 64
Ausbildungsméglichkeiten 68
Ausbildungsstétte 68
Ausbiirgerung 88
Auslieferungsverbot 89
Auferes Erscheinungsbild 21
Aussetzung der Abschiebung
94
Aussperrung 59
Ausstrahlungswirkung 9

Beamte 82
Behandlungsabbruch 23
Behinderung 32
Behordenakte 39

Beruf 66

Berufsfreiheit 66
Berufswahl 67
Bestandsgarantie 85
Bindung staatlicher Gewalt 17
Bindungswirkung 17
Boykottaufruf 38
Briefgeheimnis 61
Biirger in Uniform 98

Chancengleichheit 31

Demonstration 53
Deutsches Asylrecht 95
Deutsche Staatsangehdrigkeit
88
Diskriminierungsverbot 31
Doppelstaatler 88
Drittstaatenregelung 93
Drittwirkung 9
Duldungsrecht 92
Durchsuchungsbeschluss 77

Ehe 44

Ehre 20

Eigenbedarf 82

Eigentum 81, 100

Eigentum, Entziehung 87

Eigentumsbegriff 81

Eigentumsgarantie 81

Eigentum, Verpflichtung 83

Eilversammlung 55

Eingriffsintensitdt 69

Einkesselung 27

Elternrecht 45

Elternverantwortung 45

Enteignung 84

Enteignungsentschadigung 85

Entschadigung 85, 87

Entwertung, Geldvermogen
82

Entziehung von Eigentum 87

Erbrecht 83
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Erbschaft- und Schenkungsteuer
83
Existenzminimum 13

Familie 44
Familienzusammenfiihrung 44
Fernmeldegeheimnis 62
Finaler Rettungsschuss 25
Finanzkrise 87

Folter 14

Formalbeleidigung 41
Forschungsfreiheit 43

Freie MeinungsaufSerung 37
Freiheit der Berufsausiibung 68
Freiheitsrechte 9, 26

Freitod 21,23
Freiziigigkeitsrecht 64,99
Friedensbekenntnis 17

Gebietskorperschaften 105
Geistiges Eigentum 81
Geldentwertung 82
Geldvermogen 82
Gemeingefahr 78
Gemeinwohl 84
Generalstreik 59
Gesetzesvorbehalt 9, 102
Gesetzgebung 17
Gewerbefreiheit 21
Gewerkschaft 58
Gewerkschaftsmitglied 59
Glaubens- und Bekenntnisfreiheit
33
Gleichbehandlungsgebot 28
Gleichberechtigung 30

Gleichheitsgrundrechte 9

Gleichheitsgrundsatz 28

Gleichheit vor dem Gesetz 28

Gleichstellung unehelicher Kinder
47

Glockenlduten 35

Grundrechtseinschrankung 102

Grundrechtsschranke 22

Grundsatz der VerhaltnismafSigkeit
22,717,106

Griindung von Privatschulen 51

Handlungsfreiheit 20

Indirekte Benachteiligung 32

Informationelle Selbstbestimmung
20, 107

Informationsfreiheit 38

Inhalts- und Schranken-
bestimmungen 102

Intimsphére 20

Juristische Personen 104

Kionen 14

Koalitionsfreiheit 58

Kollektivbeleidigung 41

Kopfsteuer 28

Kopftuchstreit 34

Korperliche Unversehrtheit 26

Kreuzerlass 34

Kriegsdienstverweigerung 36,
72

Kunstfreiheit 42

Kiinstliche Erndhrung 24



Lauschangriff 77
Lehre 43

Lehr- und Lernmittel 48
Leibeigenschaft 13
Leistungsgrundrechte 9

Meinungsfreiheit 37, 98
Menschenbild des GG 12
Menschenrechte 17
Menschenwiirde 11

Mieter, Eigentumsschutz 82
Minarett 35

Mutterschutz 47

Naturkatastrophen 65
Natiirliche Person 13
Negative Meinungsfreiheit 38
Negative Vereinsfreiheit 56
Nicht eheliches Kind 47
Nichtwahl eines Berufes 67
Notstand 65

Numerus clausus 69, 70

Opferschutz 24

Parabolantenne 39
Parlamentarische Kontrolle 63,79
Personliche Freiheit 20
Personlichkeitsentfaltung 22
Personlichkeitsrecht 20
Petitionsrecht 96
Pflichtteilsanspriiche 83
Politische Willensbildung 53
Politisch Verfolgte 91

Positive Diskriminierung 47
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Postgeheimnis 61
Priimplantationsdiagnostik 14
Pressefreiheit 39, 100
Privateigentum 81
Privatschule 51

Privatsphéare 20, 75

Riumliche Privatsphire 75
Recht auf Faulheit 67
Recht auf Leben 23
Recht auf vertrauliche Kommuni-
kation 61
Rechte anderer 21
Rechtsprechung 17
Rechtsweggarantie 106
Religionsausiibung 35
Religionsfreiheit 33
Religionsmiindigkeit 45,49
Religionsunterricht 49
Rettungsfolter 15

Satirische AuRerungen 42

Schmihkritik 41

Schrankentrias 102

Schulaufsicht 48

Schulmonopol 51

Schulpflicht 49

Schulwesen 48

Schutz der Mutter 47

Schutz von Ehe 44

Schwangerschaftsabbruch 24

Schwerstkriminalitdt 78

Selbstbestimmungsrecht der Frau
24

Selbsthilfe 107
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Selbsttotung 21, 23

Sexuelles Selbstbestimmungsrecht
21

Sichere Drittstaaten 93

Soldaten 55

Soldaten, Grundrechtseinschrin-
kungen 98

Sorgerecht 46

Sparguthaben 82

Spontandemonstrationen 53

Staatliches Wachteramt 46

Staatsangehorigkeit 88

Sterbehilfe 23

Strafenldarm 26

Streik 59

Tatsachenbehauptung 37

Technische Mittel zur Gefahr-
abwehr 78

Telekommunikationsgeheimnis 62

Terrorismusbekdmpfung 78

Testierfreiheit 83

Tieffluglarm 26

Unantastbarkeit 13

Unternehmensfreiheit 21

Unverletzlichkeit der Wohnung 75,
79

Vereine 56

Vereinigungsfreiheit 56, 100

Verfassungsimmanente Schranken
10

Verfassungsrechtskollision 10

Verfolgung 91

Verfolgungsfreie Herkunftsstaaten
93

Vermummung 54

Vermummungsverbot 103

Vertragsfreiheit 19, 21

Vertrauliche Kommunikation 61

Verwirkung von Grundrechten
100

Volkerrecht 14

Volkervertriage 95

Volkszdhlung 107

Vorratsdatenspeicherung 63

Wichteramt 46
Wehrpflicht, Ersatzdienst 72
Werturteile 38
Wesensgehalt 103
Wettbewerbsfreiheit 21
Willkiirliche Behandlung 28
Wissenschaftsfreiheit 42
Wohnraumiiberwachung 77
Wohnsitz 64
Wohnungsdurchsuchung 76
Wohnung, Unverletzlichkeit
75
Wiirde des Menschen 11

Zensur 39
Zitiergebot 103
Zwangsarbeit 70
Zwangserndhrung 23



	Die Grundrechte 
	Inhaltsverzeichnis
	Doppeljubiläum:70 Jahre Grundgesetz – 70 Jahre Walhalla Fachverlag
	Die Grundrechte
	Art.􀁢1 [Schutz der Menschenwürde]
	Art. 2 [ Persönliche Freiheit]
	Art. 3 [ Gleichheit vor dem Gesetz]
	Art. 4 [Glaubens- und Bekenntnisfreiheit]
	Art. 5 [ Freie Meinungsäußerung]
	Art. 6 [Ehe, Familie, uneheliche Kinder]
	Art. 7 [Schulwesen]
	Art. 8 [Versammlungsfreiheit]
	Art. 9 [Vereinigungsfreiheit]
	Art. 10 [Brief- Post-, Fernmeldegeheimnis]
	Art. 11 [Freizügigkeit]
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